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Der

Der am Z1. Juli 1932 mit 608 Ub-

Bei der Eigenart der Anwen-

dung der Verhältniswahl im Reichs-
tagswahlverfahren mit Verbindung
der Wahlvorschläge und Verrechnung
der Reststimmen in den« Verbänden

und auf Reichswahlvorschlag kommen

erfahrungsgemäß starke Verschiebun-
gen innerhalb der Parteien bei kurz-
fristig aufeinanderfolgenden Wahlen
kaum vor. Immerhin zeigt der

Reichstag der VII. Wahl-
periode ein zum Teil ver-

ä n d e rt e s B i l d gegenüber seinem
Vorgänger. Verfügten in diesem die

Nationalsozialisten mit Zentrum und

»
Bayerischer Volkspartei über die ab-

solute Mehrheit (zusammen 327 von

608 Sitzen), so ist die Möglichkeit
einer gesicherten arbeitsfähigen Koalis
tion dieser Parteien im neuen Reichs-
tag nicht mehr gegeben. Diese drei Par-
teien, als schwarz-braune Koalition

bezeichnet, verfügen nur noch über
;

285 Sitze bei einer absoluten Mehr-
heit von 292 Stimmen. Will der Reichs-
tag zu einer fuchtbringenden Arbeit

gelangen, müssen daher n e u e Koas

litionsmöglichkeiten erwogen werdens

Trotz der sommerlichen Feriem

siebente Reichstag
Von Ministerialrat Dr. Kaisenberg

ZCIIIMkle Bayeri513eVolksp.
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Urlaubs- und Erntezeit war bei der Juliwahl die erfreulich
hohe W a h l b e t eilig u n g von 83,5 v. H. erreicht worden.
Bei der Novemberwahl, dem fünften Gange zur Wahlurne
innerhalb neun Monaten (zwei Wahlgänge der Reichspräsidens
tenwahl, in den meisten deutschen Ländern eine Tandtagswahl
und die Juli-Reichstagswahl), blieb bedauerlicherweise ein
Teil der Wähler wahlmüde und resigniert zu Hause. So wurde
nur eine Beteiligung von 79,5 v.H. erreicht, immerhin noch
die dritthöchste Wahlbeteiligungsziffer bei
den acht Reichsparlamentswahlen nach der Staatsumwälzung.

Die obenstehende Übersichtzeigt die a b s o l u t e n Z a h le n an

Stimmen und Sitzen, die idie Parteien bei der November-

ZZs"

, -od eu-

geordneten gewählte Reichstag verfiel schon
»

S t i m m e«
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wahl und bei der Juliwahl er-

halten haben. Gleichzeitig zeigt diese
Übersichtfür die Stimmen und die Sitze
den Hundertanteil der einzelnen
Parteien an der Gesamtzahl der

Stimmen und Sitze. Die letzte Spalte 10

zeigt die Zu- und Ubnahme des Anteils
an den Parlamentssitzen und damit am

Einfluß im Parlament, wobei im Ver-

gleich zur Rovemberwahl der Hundert-
anteil an der Sitzzahl der Juliwahl

100 gesetzt wurde.
,

Jnteressanter ist eine Unter-

suchung über die Zu- und Ab-

nahme der Parteien. Dabei

würde es zu falschen Ergebnissen
führen, wollte man die absoluten
Stimmen- und Sitzzahlen der No-

vemberwahl gegenüberstellen den ab-

soluten Zahlen der Iuliwahl. Viel-

mehr muß bei einem Vergleich über
die Parteiversschiebungen die g e r i n -

gere Wahlbeteiligung in-

Rechnung gestellt werden. Verfährt
man so««),so zeigt sich, daß auf das

ganze Reichsgebiet umgerechnet an

Stimmen die Nationalsozialisten
11,5 v. H., die Sozialdemokraten
5,6 v. H» das Zentrum 4,9 v.H. und
die Bayerische Volkspartei 2,9 v.H.

v e r l o r e n haben, während die Kommunisten 16,5 v. H. und
die Deutschnationalen 47,5 v. H. g e w o n n e n haben.

Die Nationalsozialisten haben in allen 35 Wahl-
kreisen Stimmen verloren, am meisten in Hamburg mit

19,Z v.H. und in Merseburg mit 19 v.H.-, am geringsten in
der bayerischen Pfalz mit 2,7 v. H. und in HessensNassaumit

Die Sozialdemokraten haben sich im Wahl-
kreis Liegnitz gehalten, in vier Wahlkreisen (Ostpreußen,
Oppeln, Köln-Rachen und Koblenstrier) zugenommen, in
den übrigen Wahlkreisen aber abgenommen. Die prozentualen

O) Mit Rücksicht auf Mummansel ist es. leider nicht möglich, biet die nach
35 Wabltreifen und den sechs größten Parteien aufgeteilte übersiehtzu bringen.

5,5 v. H.
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Abnahmezahlen schwanken zwischen 1,9 in Südhannovers

Braunschweig und 14,7 v. H. im Wahlkreis Berlin. Die K o m-
m un i st e n als drittstärkste Partei haben nur in Oppeln die
geringe Abnahme von 0,6 v.H. aufzuweisen, während sie m

allen übrigen 54 Wahlkreisen sehr erheblich zugenommen
haben. In fünf Wahlkreisen beträgt die Zunahme mehr als

30 v.H., nämlich Liegnitz Zo,3 v.H., Wefer-Ems Zo,4 v.H.,
Württemberg 31,8 v. H., SüdhannoversBraunschweig32,1 v. H»
OberbayernsSchwaben 33 und Hessen 54,3 .v.H. Das Zen-
trum hat sich im Wahlkreis Leipzig gehalten, in den Wahl-
kreisen Breslau und Oppeln geringe Gewinne von 2 und

Z,2 v.H., in den übrigen 27 Wahlkreisen mit eigenen Wahl-
vorschlägen Verluste zu buchen. Die Verluste schwanken zwi-
schen 0,6 v.H. für Württemberg und

25 v. H. für Mecklenburg, blieben aber
in 21 Wahlkreisen unter 10 v. H. In

Die Parteien im Reichsioc

hat weder einen Kreis- noch einen Verbandssitz erhalten, wird

aber auf Grund ihres Wahlabkommens mit der Bayerifchen
«

Volkspartei auf deren Reichswahlvorschlag für einen ihrer
Bewerber einen Sitz zugewiesen erhalten. Einschließlich der
unverwerteten Stimmen der kleinen Mittelparteien und der

überhaupt nicht zum Zuge gekommenen Splitterparteien blieb

rund eine halbe Million Stimmen unverwertet.

Zusammengefaßt läßt sich das Ergebnis der Wahl dahin
bewerten, daß in der Größenordnung der Parteien
gegenüber dem letzten Reichstag eine Änderung nicht einge-«
treten ist. Die Nationalsozialisten haben überwiegend eine Ein-

buße an Stimmen und Sitzen erlitten. Auch die Sozialdemo-
kraten, das Zentrum und die Bayerische Volkspartei haben

verloren, wenn auch ihre Verluste
nicht von erheblichem Ausmaße sind.

der Pfalz waren Zentrum und Bay-
erische Volkspartei zusammengegans
gen. Ihr Verlust bemißt sich dort auf «

5,5 v. H. In den drei rechtsrheinischen
bayerischen Wahlkreisen hat die Bay-
erische Volkspartei durchweg

Jn Wolle- Abqeordneten erhielten- ;

Diesen Parteien gegenüber stehen die

Gewinnparteien, zunächst die Kom-

munisten und dann mit ihrem erheb-
lichen Stimmenzuwachs die Deutsch-
nationalen. Bemerkenswert ist, daß
die Kommunistische Partei an Stärke

etwas verloren, in Oberbayerns
Schweben 3,Z, Niederbayern-Ober-
pfalz 1,9 v.H. und Franken 1,2 v.H.
Die Deutschnationalen können

überall Gewinne in sehr erheblichem
Ausmaße buchen. Nur in sechs Wahl-
kreisen liegen die Gewinne unter

"

Zo v.H., in allen übrigen darüber.
Die Gewinne steigen bis zu 72,7 v. H.
in der Pfalz, 7Z,Z v.H. in Nieder-

bayern-Oberpfalz, 77,5 v. H. in Fran-
ken und 80,8»v. H. in Hamburg.

Die kleinen Mittelparii
teien haben zum Teil gewonnen,
zum Teil verloren. Die Deutsche
Volkspartei hat einen nicht unerheb- siq tx.
lichen Stimmenzuwachs von 51,5 v. H» pOIHA·

der ThristlichsSoziale Volksdienst wz»-
einen solchen von 10,8 v. H., die Deutsche
Bauernpartei einen von 8,7 v.H. zu ver-

- Nov.»1052

Juli 1052

Sept1930

den Sozialdemokraten sehr nahe ge-
rückt ist, ferner daß von 583 Abge-
ordneten nicht weniger als 417

sozialistischer Prägung huldigem
denen nur 166 Abgeordnete bürger-
licher oder privatkapitalistischer Rich-
tung gegenüberstehen. Von 417 Ab-

geordneten dieser oder jener sozia-
listischen Richtung bekennen sich 221

zur marxistischen Richtung.
Um allen Wählern die Stimmabgabe

zu ermöglichen und zu erleichtern, waren

bei der Iuliwahl erstmals die Bahn-
hofswahl und die Bordwahl
eingeführt worden. Beide Einrichtungen
haben sich bewährt und wurden auch
bei der Novemberwahl angewandt. Auch
diesmal erfreuten sich Bordwahl und

Bahnhofswahl eines lebhaften Zu-
spruchs, der die Zweckmäßigkeit dieser

DLD Einrichtungen um so mehr unter-

zeichnen.DieStaatsparteihat9,3v.H.,die
.

"

Wirtschaftspartei 24,9 v. H. verloren. Die D e u t s ch e

V o l k s p a rt ei war ein Wahlabkommen mit der Deutsch-
nationalen Volkspartei eingegangen, wonach die Deutsch-
nationalen eine Reihe volksparteilicher Bewerber auf ihren
Reichswahlvorschlag genommen hatten. So ist die Deutsche
Volkspartei in der Lage, obwohl sie nur vier Verbandssitze
erringen konnte, ihre Stimmen durch Zuteilung von weiteren

sieben Reichslistensitzen voll auszuwerten. Der D e u t f ch e n

S t a a t s p a r t e i blieb es versagt, ein ähnliches Wahl-
-abkommen eingehen zu können. Sie hat nur in Württemberg-
Baden einen Verbandssitz errungen, kann also nur einen Reichs-s
Iistensitz zugewiesen erhalten und muß die Stimmen für weitere

»

vier Sitze unverwertet lassen. Die Wir t s ch a f t s p a r t ei

streicht, als der November kein eigent-
licher Reisemonat ist. An der Bordwahl waren acht deutsche Über-
seedampfer beteiligt, bei denen mehr als "Iooo Stimmen abgegeben
wurden. Bei der Bahnhofswahl wurden u. a. in Berlin 15U, in

München 1292 Stimmen gezählt.

«

Der neugewählte Reichstag hat nach der Verfassung zum
ersten Male spätestens asm Zo. Tage nach der Wahl zusammen-
zutreten. Die wahltechnischen Abwicklungsarbeiten werden
nicht vor dem Z. Dezember ihr Ende gefunden haben. Es ist
daher damit zu rechnen, daß der Reichstag am 5. oder 6. De-

zember zusammentreten wird. A l te r s p r ä s i d e n t . wird
diesmal der General der Infanterie a. D. Ka rl T i tzm a n n

sein, der als Spitzenkandidat der Nationalsozialistischen Partei
im Wahlkreis Frankfurt a. d. Oder gewählt worden ist.

HicherslellnnggeordneterZinnnzgedarnngin den Gemeinden nndGemeindeverbänden
Von Ministerialdirektor Dr. Suren im PreußischenMinisterium des Innern

In der Verordnung des Reichspräsidentenzur Sicherung
von Wirtschaft und Finanzen vom 5. Iuni 1931 wurde die

Beteiligung der Bezirksfürsorgeverbände(Stadt- und Tand-

kreise) an den neu ausgeworfenen Zuschüssen des Reiches zu
den Ausgaben für die Wohlfahrtserwerbslosen u. a. von der

«

satzungsmäßigenSicherstellung einer regelmäßigen Prüfung
der Haushaltsrechnungen durch eine geeignete unabhängige
Stelle und von der satzungsmäßigenSicherstellung einer Be-

kanntgabe der Prüfungsergebnisse abhängig gemacht. Die

Verordnung des Reichspräsidentenüber Maßnahmen zur Er-

haltung der Arbeitslosenhilfe und der Sozialversicherung sowie
zur Erleichterung der Wohlfahrtslasten der Gemeinden vom

14. Iuni 1952 erweiterte diese Voraussetzungen für die Be-

teiligung an den gleichzeitig erhöhten Dotationen, indem sie

die satzungsgemäße Feststellung einer Haushalts-, Kassen- und

Rechnungsordnung forderte. Die for-male und verwaltungss
mäßige Sicherstellung einer geordneten und sparsamen Finanz-
gebarung ist eine Forderung, die unabhängig von der Frage
einer Beteiligung an Reichs- oder Staatsdotationen gegen-
über allen Gemeinden und Gemeindeverbänden erhoben
werden muß,«und zwar auch in deren eigenem Interesse, weil
dies eine wesentliche Voraussetzung für die Wiederherstellung
des öffentlichen Vertrauens in die Finanzwirtschaft der Kom-
munalverbände bildet. In dieser Erkenntnis hat die kom-

missarische preußische Staatsregierung im Anschluß an jene
reichsrechtlichen Normen und in enger Zusammenarbeit mit

den kommunalen Spitzenverbänden unter dem 2. November

1932 zwei für alle preußischen Gemeinden und Gemeinde-

339
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verbände geltende Verordnungen erlassen, nämlich die Ver-

ordnung über die Haushaltsführung der Gemeinden und
Gemeindeverbände (Gemeindefinanzverordnung
—- Gesetzsammlung S. 341 — und die Verordnung
über die Aufstellung von Stellenplänen in
Gemeinden und Gemeindeverbänden —- Gesetzsammlung
S. 347). Der wesentliche Inhalt dieser beiden Verordnungen
ist über den Rahmen des speziell preußischen Rechts hinaus
von allgemeinem Interesse.

Wie ein roter Faden zieht sich durch die Gemeinde-

finanzverordnung die Tendenz zu erreichen, daß die für ein

geordnetes Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen erforder-
lichen Beschlüsse unter klarer Herausstiellung der Verant-
wortung von den Gemeindeorganen selbst gefaßt und dadurch
die in den letzten Jahren so oft notwendig gewordenen un-

mittelbaren oder mittelbaren Eingriffe der Aufsichtsbehörden
auf die Fälle beschränktwerden können, in denen die Selbst-
verwaltung in allen ihren Instanzen, also restlos, versagt.
Diese Tendenz findet ihren besten Ausdruck darin, daß im

Zusammenhang mit den Vorschriften über das Haushalts-,
Kassen- und Rechnungswesen eine Vorschrift der Preußischen
Sparverordnung vom 12. September 1931 (Gesetzsammlung
S. 179) geändert worden ist, durch die »die V e rw alt un g s -

organe der Gemeinden und
·
Gemeindeverbände berechtigt

wurden, alle Maßnahmen zu treffen, die zum Ausgleich der

Haushalte der Gemeinden (Gemeindeverbände) erforderlich
seien. Diese Vorschrift bedeutete eine völlige Ausschaltung
der Vertretungskörperschaften (Stadtverordnetenversamms
lungen, Kreistage, Provinziallandtage usw.) in den dies-

bezüglichen Angelegenheiten. Nunmehr find die Vertretungs-
körperschaftenwieder an die erste Stelle gesetzt. Die Ver-

waltungsorgane dürfen an Stelle der Vertretungskörperschaft
erst beschließen,wenn diese einen zur Sicherung einer geord-
neten und sparsamen Haushaltsführung notwendigen Beschluß
nicht innerhalb der von dem Gemeindevorstande zu stellenden
Frist faßt. Die Gemeindevertretung wird also in jedem ein-

zelnen Falle vor die Frage gestellt, ob sie wahre Selbst-
verwaltung durch Übernahme der Selbstverantwortung be-

tätigen oder sich um sie drücken will. Um das bei Versagen
der Vertretungskörperschaft eingreifende Ers atzbeschluß-
recht möglichst lange im Rahmen der Selbstverwaltungs-
sphäre zu halten, geht die Befugnis zur Ersatzbeschlußfassung
in den Fällen, in denen auch ein aus mehreren Personen
bestehender Gemeindevorstand (oder der Kreisausschuß oder der

Provinzialausschuß usw.) versagt, nicht sofort auf die Auf-
sichtsbehörde,sondern zunächst auf den Vorsitzenden des kolle-

gialen Organs, also den Bürgermeister (Oberbürgermeister)
bzw. den Landrat oder — bei Provinzialverbänden nach aus-

drücklicherVorschrift —- auf den Landeshauptmanm über, und.

erst wenn auch dieser sich zu dem notwendigen Beschlusse nicht
aufraffen kann, muß die Aufsichtsbehördedas Jhrige tun.

Jn entsprechender Weise ist das sogenannte Wider-

spruchsrecht bei Aufstellung, Feststellung
und Ausführung dses Haushaltsplanes ge-
regelt worden. Die Aufstellung des Entwurfs zum Haus-
haltsplan erfolgt durch den Gemeindevorstand (Kreisausschuß,
Provinzialausschuß). Er darf nur solche Ausgaben auf-
nehmen, die für die Aufrechterhaltung der Verwaltung sowie

zur Erfüllung der rechtlichen Verpflichtungen und der Auf-
gaben der Gemeinde notwendig sind. Handelt es sich um

einen kollegialen Gemeindevorstand, so kann der Vorsitzende
gegen Beschlüsse, durch die gegen seine Stimme Ausgaben
eingesetzt oder Ausgabenansätzeund Einnahmeschätzungen er-

höht werden, Widerspruch erheben, soweit er infolge dieser
Beschlüsse den Ausgleich des Haushaltsplanes nicht mehr für
gesichert hält. Der Widerspruch hat die Wirkung, daß der

Ansatz der Ausgaben oder die Erhöhung von Ausgabe-
ansätzen und Einnahmeschätzungen unterbleibt. Gegen die

Erhöhung von Ausgabeansätzen und Einnahmeschätzungen so-
wie die Einstellung neuer Ausgaben bei Festsetzung des Haus-
haltsplanes durch die Vertretungskörperschaft kann der Ge-

meindevorstand unter der gleichen Voraussetzung und mit der

gleichen Wirkung Widerspruch erheben; macht er von diesem
Rechte keinen Gebrauch, dann geht das Recht auf den Vor-

sitzenden des Gemeindevorstandes über, so daß auch hier ein

Eingreifen der Aufsichtsbehörde in die letzte Linie gestellt ist.

ZXO

Entsprechendes gilt für Beschlüsse,die na ch Feststellung des

Haushaltsplanes den . Haushaltsausgleich gefährden. Jn
diesem Zusammenhang ist auch die Vorschrift von besonderer
Bedeutung, daß bei der Beratung und nach Feststellung des
Haushalts Anträge, die zu einer Mehrausgabe oder Minder-
einnahme führen würden, in der Vertretungskörperschaft und
im kollegialen Gemeindevorstande nur erörtert werden dürfen,
wenn ihnen gleichzeitig ein Vorschlag über die Deckung der
dadurch entstehenden Mehrausgaben oder Mindereinnahmen
beigefügt ist, der nach dem geltenden Reichs- und Landesrecht
rechtlich zulässig ist und eine wirkliche Deckung enthält. Da-
durch werden rein agitatorische Anträge imKeime

erstickt. Das alles gilt entsprechend fürs die Gemeindeverbände.
Die Publizität der gemeindlichen Fi-

n a n z g e b a r u n g wird dadurch erhöht, daß der Entwurf
des Haushaltsplanes wahlberechtigten Angehörigen der Ge-
meinde (des Gemeindeverbandes)auf Verlangen in Abschrift
gegen Erstattung der Kosten zu überlassen ist. Größere Spar-
samkeit wird insbesondere auch dadurch sichergestellt, daß
überplanmäßige und außerplanmäßige
Ausgaben sowie Haushaltsvorgriffe grund-
sätzlichder vorherigen Zustimmung der Vertretungskörperschaft
bedürfen. Die B eamten der Gemeinde oder des Gemeinde-
verbandes sind für diese Vorschriften außer acht lassende
Zahlungsanweisungen und Maßnahmen s ch a d e n s e r s a tz -

pflichti«g, ähnlich wie es hinsichtlich der Rei sbeamten
in der Reichshaushaltsordnung vorgeschrieben ist. enn sich
im Laufe des Rechnungsjahres zeigt, daß der im Haushaltss
plan vorgesehene Ausgleich in erheblichem Umfange nicht ver-

wirklicht werden kann, dann darf nicht unbeirrt und planlos
weitergewirtschaftet werden, sondern dann sind unverzüglichdie

erforderlichen Maßnahmen zur Sicherung des Haushalts (in-
erster Linie durch etwa noch mögliche Ausgabensenkung und

nötigenfalls durch die Aufstellung eines formalen R a ch -

t r a g s e t a t s) zu ergreifen.
Eine sachlichere Erledigung gemeindlicher Geschäfte er-

möglichen Vorschriften, nach denen die Beschlußfassungfür
bestimmte Geschäftszweigeoder die Erledigung einzelner Ge-

schäfteund die Beschlußfassungüber Angelegenheiten von Be-
trieben auf nichtöffentlich tagende Gremien

übertragen werden kann.

Die Kassen der Gemeinden und Gemeindeverbände

müssen monatlich mindestens einmal ordentlich und jährlich
mindestens zweimal unvermutet geprüft werden. Gemeinden
und Gemeindeverbände von mehr als 25 ooo Einwohnern
müssen zur Vornahme der

«

örtlichen Rechnungsprüfung ein

unabhängiges Rechnungsprüfungsamt ein-
richten. Jede Gemeinde und jeder Gemeindeverband muß
Mitglied eines überörtlichen Prüfungs-
v e r b a n d e s sein. Die überörtliche Prüfung ist eine O r d -

n un g s p r ü f u ng (regelmä-ßigePrüfung des Haushalts-,
Kassen- ·und Rechnungswesens) und eine W i r t s ch a f t s -

p r ü f u n g (Prüfung der Verwaltung, der Unternehmungen
und Betriebe auf ihre Wirtschaftlichkeit und auf die Zweck-
mäßigkeit der Organisation). Es ist beabsichtigt, als solche
überörtliche Prüfungsverbände Organisationen anzuerkennen,
die von den kommunalen Spitzenverbänden inzwischen ans-.

gebahnt worden find, natürlich nur unter der selbstverständ-
lichen Voraussetzung»daß sie tatsächlichunabhängig sind, ihrer
Aufgabe nach jeder Richtung hin gerecht werden und ein aus-

reichendes Teilnahme-, Kontroll- und Aufsichtsrecht der Aus--
sichtsbehördensichergestellt wird. Die näheren formalen Vor-

schriften über das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen
- in den einzelnen Gemeinden und Gemeindeverbänden sollen in

jeder Gemeinde und in jedem Gemeindeverband durch eine

F i n a n z o r d n u n g- geregelt werden, deren Erlaß, Änderung
oder Aufhebung der Genehmigung der Aufsichtsbehörde bedarf.
Hierfür werden M u st e r o r d n u n g e n ausgearbeitet
werden, von denen nur in den nicht grundsätzlichen Punkten
nach Maßgabe besonderer örtlicher Verhältnisse wird ab-

gewichen werden dürfen.
Jn Gemeinden und Gemeindeverbänden, in denen haupt-

amtliche besoldete Beamte und Angestellte angestellt find, ist
von dem Gemeindevorstand ein Stellenplan zu ent-

werfen und nach Anhörung der Vertretungskörperschast fest-
zustellen, nach dessen tatsächlichem Bedarf die Besoldungs-
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mittel in den Haushaltsplan einzusetzen sind. Diesen Stellen-

plan darf die Vertretungskörperschaft nicht ändern, so daß
bessere Gewähr gegen eine Überbesetzungdes gemeindlichen

«

Beamtenapparats aus rein parteipolitischen Erwägungen ge-
geben ist. Um auch diesbezüglich die Aufwendungen auf das

Unerläßlichste zu beschränken, kann die Aufsichtsbehörde mit

Zustimmung der Beschlußbehördein den Fällen, in denen im

Stellenplan eine hinreichende Verminderung der Stellenzahl
nicht vorgesehen ist, weitere Stellen als künftig wegfallend be-·

zeichnenz diese Stellen dürfen dann im Falle des Freiwerdens
nicht wieder besetzt werden.

Das nähere Studium der beiden Verordnungen wird jedem
Unbefangenen zeigen, daß sie geeignet sind, die Wiederholung
von Fehlern der gemeindlichen Finanzgebarung wie sie in der

Vergangenheit zu bedauern waren, so gut wie auszuschließen,
zugleich aber im Interesse einer wirklichen Selbstverwaltung
die Selbstverantwortung zu stärken und damit den wahren
Interessen der Selbstverwaltung im höchstenMaße zu dienen.

Der gegenwärtigeStand der deutschenDevisenpolitit
Von Dr. Hans Hartenstein

Während in den ersten fünf Monaten der Devisenbewirtschaftung
—.—

bis zum Ende des Jahres 1931 —- die Reichs-dank noch erheb-
liche Beträge aus ihren Gold- und Devisenbeständender Wirtschaft
zur Verfügung stellen mußte, waren die durchschnittlichen monar-
lichen Devisenverluste im ersten Vierteljahr 1952 bereits wesentlich
geringer. Sie nahmen bis zum Juli d.J. weiter stark ab, obgleich
es sich während dieser Zeit als notwendig erwiesen hatte, außer-
halb·dergewöhnlichen Amortisationen und Zinszahlungen besondere
Kapitalrückszahlungenauf einzelne Kredite, z. B-. den Redisksonts
kredit der Reichsbank, den Kredit der Deutschen Golsddiskontbank,
den Lee-Higgin—son-Kreditdes Reiches u. a., vorzunehmen. Im
August«1952 trat ism Bestande der Reichsbank erstmalig seit längerer
Zeit ein Zugang von etwa 30 Millionen RM. ein. Auch neuer-

dings weisen die Wochenausweise regelmäßig eine kleine Zunahme
auf. Ob mit einem Anhalten dieser günstigen Entwicklung gerechnet
werden kann, hängt von der Entwicklung der verschiedenen Posten
der deutschen Zahlungsbilanz in densnächsten Monaten
ab.

.

Es ist bekannt, daß diese Bilanz, soweit es sich um den
·

Ksapitalverkehr handelt, erheblich
pasåiivist und daß der Mehrbedarf

aus dem deutschen Ausfuhrüberschu und aus dem Aktivsalsdo der

sogenannten Dienstleistungen (Schiffahrt, Versicherungswesen, Reise-
verkehrusw.) gedeckt werden muß. Der weitaus größte Posten der

Kapitalbilanz sind die Zinsen auf die lang- und kurzfristsigen Kredite

Deutschlands,die im Monat etwa 100 Millionen RM. betragen
mögen. Daneben stehen die Leistungen für die planmäßige Tilgung
der langfristigen Auslandsanleihen, während Kapitalrückzahlungen
für kurz- und mittelfristige Kredite durch die Devissenverordnung
und die Bestimmungen der Stillhalteabkommen fast ganz unterbunden
sind. Demgegenüberspielen die laufenden Eingänge aus deutsch-en
Krediten und Beteiligungenim Ausland kaum eine nennenswerte
Rolle. Zur Erfüllungder danach zu deckenden laufenden Verpflich-
tungen dient in erster Linie der Überschußaus dem Wsarenverkehr,
der im Durchschnittder ersten neun Monate dieses Jahres etwa
90 Millionen RM. betrug. Dazu tritt der Überschußaus die-n so-
genannten Dienstleistungen, der sich im Monatsdurchschnitt auf etwa
10 Millionen RM. belaufen mag.

Die Tatsache, daß die Devisenbilanz in den letzten Monaten

ziemlich ausgeglichen war, gibt der Hoffnung Raum, daß der gegen-
wärtige, schon stark geschVUmpfteAusfuhrüberschuß zusammen mit
dem Uberschuß aus den Dienstleistungen für die nächste Zeit den

Mehrbedarf aus dem Kapitalverkehr decken wird. Allerdings kann
man die Außenhandelszahlenden verschiedenen Posten der Zahlungs-
bilanz nicht unmittelbar gegenüberstellen, da die Forderungen aus

dem Warenverkehr mit einer durch die Kreditfristen im Export-
geschäft bedingten zeitlichen Verschiebung hereinkommen. Vielleicht
sind auch von den hohen Ausfuhrüberschüssen in der zweiten Hälfte
1931 erhebliche Beträge infolge der Unsicherheit der deutschen Ver-

hältnisse entgegen den bestehenden Bestimmungen draußen stehenge-
blieben. Darin mag bei einem Wiedererwachen des Vertrauens eine

gewisse Reserve stecken, durch die sich die Zahlungsbilanz in den
kommenden Monaten besser gestaltet, als man es nach der Handels-
bilanz erwarten sollte. Auch läßt die günstige Ernte für das

kommendeJahr eine Verminderung des Einfuhrbedarfs evhoffen.
Doch bleibt es eine ernste Aufgabe der deutschen Devisenpolitik,
alles zu tun, um die einzelnen Posten der Zahlungsbilanz günstiger
zu beeinflussen.

»

Was kann in dieser Hinsicht geschehen? Auf dem Gebiet des

Kapitalverkehrs erwächst zweifellos eine wesentliche Ver-

ringerung unserer laufenden Verpflichtungen aus dem zähen Kampf,
den die Reichsbank in den letzten Monaten um eine Herabsetzung
der Stillhaltezinsen geführt hat. Sie hat in mühevollen Verhand-
lungen erreicht, daß der Zinssatz für die Stillhaltegelder, der im

Frühjahr noch vielfach 8 v. H. und mehr betrug, bei Bankkrediten

seit September allgemein auf höchstens5 v.H., bei Jndustriekrediten
auf 6 v.H. herabgesetzt worden ist. Ob auf diesem Gebiet in ab-

sehbarer Zeit eine weitere Entlastung möglich ist, erscheint cZweifel-haft. Man hat im Frühsommer dieses Jahres unter dem indruck
der andauernden hohen Devisenabflüsse den Gedanken einer Ein-

schränkungdes Anleihedienstes erwogen, sei es in der Form einer

mehr oder weniger freiwilligen Zinsherabsetzung, sei es in der·einer

vorübergehenden Einstellung des Transfers der Tilgungsraten.
Nachdem im Gefolge der Laussanner Konferenz- eine gewisse Ent-

spannung der weltwirtschasftlichen Atmosphäre eingetreten ist und

die Reichsregierung in ihrem Wirtschaftsprogramm sich zu einer

Politik der Überwindung der Krise entschlossen hat, werden der-

artige Gedanken zurücktretenmüssen. Bei einem Scheitern der

Reparationsverhandlungen hätte man im Ausland wohl auf Ver-

ständnis für eine allgemeine Beschränkung des Anleihedienstes
rechnen können. Im Zeichen der Wiederankurbelung der Wirtschaft
müßte wohl ein solcher Versuch das zarte Pflänzchen des wieder-

erwachenden weltwirtschiaftlichen Vertrauens schwer gefährden.
Unter diesen Umständen gewinnen alle Bemühungen, von

seiten des Warenverkehrs her die deutsche Zahlungsbilanz
zu verbessern, eine erhöhte Bedeutung Jn welchem Ausmaße die

Autarkiebestrebungen und handelspolitischen Hemsmnisse überall in

der Welt unsere Ausfuhr erschweren und damit die deutscheDevisen-
bilanz beeinträchtigen,ist bekannt. Betrachtet man im besonderen
die durch die Devisenbewirtschaftung im Ausland bedingten
Hemmungen, so muß man fest-stellen,daß sich in den letzten Monaten

die Verhältnisse in Südosteuropa und in Südamerika noch ver-

schlechtert haben. Es wird immer schwieriger, alte oder neu ent-

stehende Forderung-en aus dies-en Ländern hereinzubringen. Man

kann den Umfang der deutschen Forderungen, die z. Z. durch aus-

ländische Zahlungsbeschränkungen draußen festliegen, auf etwa

600 Millionen RM. veranschlagen. An der Spitze steht dabei wohl
Österreich. Aber auch in Ungarn, der Tschechoslowakei, (Argentinien,
Rumänien, Iugoslawien, Brasilien, Chile und Griechenland sind
erhebliche deutsche Forderungen eingefroren.

Die Reichsbank bemüht sich nicht ohne Erfolg, durch Asbkommen

mit den betreffenden Nationalbanken, zum Teil auf der Grundlage
des Verrechnungsverkehrs mit den in Deutschland fest-
liegenden Sperrguthaben, diese eingefrorenen Gelder aufzutauen.
Sie sucht auch durch Bevorschussung der in den Ländern mit Devisen-
bewisrtschaftung eingefrorenen Gut-haben die Lage der deutschen
Exporteure zu erleichtern. Daneben bleibt die mindestens ebenso
wichtige Aufgabe, das Geschäft mit diesen Ländern einigermaßen
aufrecht zu erhalten, ohne doch dauernd neue Guthaben draußen
sestfrieren zu lassen. Dabei sind eigentliche Clearingverträge, die

eine Zeitlang das Schema der Zukunft für den zwischenstaatlichen
Zahlungsverkehr ziu bilden schienen, wieder mehr in den Hinter-
grund getreten. Der deutsch-ungarische Clearingvertrag hat keine

Nachfolger bekommen. Statt dessen hat die Reichsbank neuerdings
mit den Notenbanken in Lettland, Estland, Dänemark, Griechen-
land, Iugoslawien und Bulgsarien Abkommen geschlossen, wonach
im Zahlungsverkehr zwischen den beiden Ländern jeweils nach
Möglichkeit eine fremde Währung ausgeschlossen und der Zahlungs-
verkehr weitgehend durch Verrechnung vollzogen werden soll. Die

Reichsbank geht dabei von der Hoffnung aus, daß man in jenen
Ländern eher bereit sein werde, deutsche Waren auszunehmen, wenn

dafür effektive Devisenzahlungen nicht erforderlich sind. Auch das

Warentauschgeschäft, das man bis vor kurzem als einer vor-

kapitaliistischen Epoche zugehörig angesehen hatte, gewinnt eine

wachsende Bedeutung. Erzeugnisse, an deren Ausfuhr Länder mit

beschränktemZahlungsverkehr lebenswichtig interessiert sind —- bei

Bulgarien und Griechenland z. B. Tabak, bei Brasilien Kaffee —,

werden diesen Ländern in unmittelbarer Verrechnunsg gegen deutsche
Ausfuhrwaren abgenommen.
Während so die deutsche Devisenpolitik versucht, gegen die Wir-

kungen der ausländischen Devisenvorschriften anzukämpfen und die

entstandenen Hemsmungen für den deutschen Außenhandel zu über-

winden, befindet sie sich anderen Ländern gegenüber in der Ver-

teisdigungsstellung Seit Ende 1931 war es notwendig geworden,
die Deoisenkontingente der Importeure zu kürzen, um alle über das

volkswirtschasftlich unbedingt Notwendige hin-ausgehenden Einfuhr-
zahlungen zu vermeiden. Das hat allmählich zsu eine-r scharfen

ZU
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Gegenbewegung in anderen von Devisenzwangswirtschaft freien
Ländern geführt, die ihre Ausfuhr nach Deutschland durch die deut-

schen Bestimmungen beeinträchtigt sahen. Zwar hat es Deutschland
bisher vermieden, seine Devisenbewirtschaftung zum Mittel der

Handelspolitik zu machen, d. h. in der Devisenizuteilung für die

Einfuhr nach den verschiedenen Warenarten zu unterscheiden. Die

Devisenkontingente werden für alle Jmporteure einheitlich nach den

gleichen Grundsätzen festgesetzt und, soweit die Devisenlage dies

erfordert, einheitlich mit den gleichen Prozentsätzen gekürzt. Dadurch
kennzeichnen sich diese Beschränkungen eindeutig als währungs-
politische Notmaßnahmen. Ein Verstoß gegen die handelsvertraglich
festgelegte Meistbegünstsigung konnte Deutschland von keiner Seite

vorgeworfen werden. Dennoch blieben Gegenmaßnahmen
des Auslandes oder wenigstens Drohungen mit solchen nicht
aus. So kam es in den letzten Monaten zu Abkommen mit einer

Reihe von Staaten, insbesondere der Schweiz, Italien, Dänemark
und Schweden, in denen in mehr oder weniger großem Umfange,
meist beschränkt auf bestimmte Warenarten oder bestimmte Mengen,
zugestanden wurde, daß die deutschen Jmporteure außerhalb ihrer
Kontingente Zahlungen für die Einfushr aus diesen Ländern auf
ein besonderes Konto bei der Reichsbank leisten, aus dem deutsche
Expotte nach diesen Ländern bezahlt werden können. Die Kündi-

gung eines derartigen Abkommens mit Italien hat vor einigen
Wochen den Anlaß zu einschneidenden Gegenmaßnahmen der

italienischen Regierung gegeben. Jn dem daraufhin neu ab-

geschlossenen Asbkommen wurde ausdrücklich festgelegt, daß das

frühere Verhältnis von Aus- und Einfuhr durch die vorgesehenen
zusätzlichenZaihlungen der deutschen Jmporteure keine Änderung

zuungunsten Deutschlands erfahren soll. Soweit so eine zusätzliche
Einfuhr bezahlt wird durch eine zusätzlicheAusfuhr, bedeutet dies

offenbar eine wirtschaftlich erwünschte Ausweitung des Handels-
volumens ohne Belastung der Devisenbilanz.

Man hat in den letzten Wochen mehrfach die Frage ausgeworfen,
wie eine Besserung der Konjunktur auf die deutsche
Devisenlasge wirken werde. Diese Wirkungen sind nicht eindeutig.
Offenbar würde eine Belebung der Wirtschaft eine gesteigerte Roh-
stoffeinfuhr auslösen, deren belastende Folgen für die Zahlungs-
bilanz durch eine Erhöhung der Rohstosfpreise noch gesteigert würde.
Wahrscheinlich würde die Ausfuhr sowohl mengen- wie preis-mäßig
diese Aufwärtsbewegung nicht sofort mitmachen da es sich bei der

deutschen Ausfuhr bekanntlich vorwiegend um Fertigwarenhandelt.
Es scheint also zunächst,als ob die vom Warenverkehr her bestimmten
Posten der Zahlungsbilanz eine ungünstige Beeinflussung erfahren
würden. Dem steht aber gegenüber, daß eine Belebung des all-

gemeinen Vertrauens wahrscheinlich zu einem erheblichen Rückfluß
von Fluchtkapital führen würde, und daß das Ausland sbei dieser
Sachlage wohl auch in weiterem Ausmaße als bisher bereit wäre,
Kredite zur Finanzierung der Rohftofseinsfuhr und darüber hinaus
Betriebskredite für den Wiederaufbau unserer Wirtschaft zur Ver-·

fügung zu IsttellemDie Hoffnung scheint nicht unberechtigt, daß diese
günstigen omente die ungünstigen mehr als ausgleichen werden.

Jedenfalls besteht kein Anlaß, einer Konjunkturbelebung unter dem

Gesichtspunkt der Währungslage mit Sorge entgegen-zusehen, wenn

die deutsche Wirtschaftspolitik — und in erster Linie die Handels-
politik und die Kapitalpolitik — mit der nötigen Vorsicht und

Behutsamkeit geführt wird.

Hoffnung fiir den deutschenWald
Von Staatssekretär a.D. Dr. R. von Kühlmann

Erst wenn bei einem längeren Fluge das Auge des Beobachters
über weite Gaue Deutschlands schweift, swird ganz deutlich, wie

große Teile unseres Vaterlandes heute noch mit Wald bestanden
ind. »Von der Gesamtfläche ist in Norddeutschland etwa ein Viertel

ald, in Süddeutschlanidund in den Gebirgsgegenden bis zu ein

Drittel. Waldwirtschaft ist in Deutschland betrieben worden, soweit
man in der Geschichte zurückgehenkann. Die Waldwirtschast steht
in unserem Vaterlande höher als in irgendeinem anderen Lande.

Dabei ist der Waldbesitz außerordentlichweit verteilt. Von

kleinen Bergbauern an, die einigev
Morgen ihr Eigen nennen, bis

herauf zu den Bundesstaaten
nehmen am Waldbesitz gleich-
mäßig weite Schichten der Be-

«DasAlter des deutschenHochwaldes
Prozentuole AuTeilun in Altersklassen

welches alle früheren Berechnungsgrundlagen vollständig über den

Haufen geworfen hat. Erst im Laufe dieses Jahres sind regierungs-
seits Anstrengungen gemacht worden, um den Schutz, den man der

Erzeugung des deutschen Bodens überhaupt zu gewähren entschlossen
war, auch au den Forst auszudehnen.

In der olzversorgung kann das in neuerer Zeit zu so großer
Beliebtheit gelangte Schlagwort der Autarkie keine Anwendung
finden. Das VorkriegsiDeutschland war stets von anderen Ländern

für Holz-zuschußabhängig, und das NachkriegssDeutschland mußte
nach dem Verlust bedeutender

Forstgebiete im Osten und-

Westen noch stärker auf den aus-

ländischen Zuschußimport ange-
-

wiesen sein. Es entsprach aber

völkerung teil. Der Preußische ·YIFæ-.q.lf.· ,».4100t2 » l-123(1über120 der Gesamttendenz einer konser-
Staat ist wohl der größte wald-

«

,
j « vativen und auf Erhaltung der

besitzer der Welt, aber auch die .

» -.«.-:.E.-34.5Ä deutschen Substanz gerichteten
anderen Bundesstaaten, besonders
Bayern, verfügen über ansehn-
liche und wertvolle Forstbestände.
Jn normalen Zeiten galt Wald-

besitz mit als die sichersie Ver-

mögensanlage, die Renten waren

nicht übertrieben hoch, dafür

Denkungsart, dafür zu sorgen-
daß zur Deckung deutscher Jn-
landsbedürfnisse zunächst einmal
die deutsche Produktion vor ugs-
weise herangezogen, und daßder

ausländische Jmport lediglich
zur Befriedigung-des überschüssis

;-
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-

«
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war aber nachhaltige Wirtschaft .« --«- gen Bedarfs·verwendet werde.
und gleichmäßiges Einkommen Cr., W TH«

z Es werden Je nach der Markt-

gesichert. Waldbesitz galt als die

zuverlässigste und konservativste
Form der Kapitalanlage. Un-

zählige deutsche Wirtschaften,
von den Kleinbauern, Gemein-
den bis zu den Standesherren,
sind dank dem Walde durch alle

lage elf bis neunzehn Millionen

m Festmeter in Deutschland einge-
"

führt. Es ist keineswegs über-
trieben zu sagen, daß, hätte man

früher, statt jetzt in elfter
Stunde, den der deutschen
Produktion im allgemeinen ge-

-«- , easy-, -«:
- —- ,
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schweren Zeiten durchgetragen
worden. Der Wald bildete

stets die Kapitalreserve des Landwirtes, des großen und des

kleinen; in eiten schwerer ökonniischer Krisen konnte er

stets auf das Waldkapital zurückgreifen und sich so über das

Schlimmste hinweghelfen. Bei diesem engen und unlöslichen Zu-
sammenhang zwischen Grundbesitz und Waldbesitz war es schwer
verständlich, daß selbst zu Zeiten, wo die Entschlossenheit der Re-

gierung, den Grundbesitz aus staatspolitischen Gründen zu festigen,
über allen Zweifel erhaben war, der Ackerbau in Form von Zöllen
und anderen Forderungen in jeder Weise gestütztwurde, selbst die

Milchwirtschaft Aufmerksamkeit und Hilfe fand, der deutsche Wald
aber schutzlos der Konkurrenz des Auslandes preisgegeben war.

Diese Konkurrenz war in Fällen wie Tschechoslowakei, Polen und

Finnland durch valutarische Verhältnisse sbegünstigtzim Falle Ruß-
land sowohl durch Valuta als auch durch ein Regierungsssystem
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währten Schutz auf die Holz-
·

, , wirtschaft ausgedehnt, zahlreiche
wirtschaftlich und

’

politisch wertvolle Existenzen vor dem Zu-
sammenbruch bewahrt geblieben wären; weder wäre die Arbeits-

losigkeit so ins Ungemessene gestiegen, noch wäre die Steuerkrafi
des platten Landes in so katastrophaler Weise abgefallen. Jn ganz
Süd- und Mitteldeutschland ist im Winter ein großer Teil der
männlichen Bevölkerung im Holzschlag und im Holztransport be-

schäftigt. Da in vielen deutschen Forsten wegen des daniederliegen-"
den Marktes in dem letzten Winter wenig oder nichts geschlagen
worden ist, fielen zahlreiche Existenzen der Arbeitslosenunterstützung
zur Last, die sonst nützlich hätten verwendet werden können. Daß
die Aufrechterhaltung einer halbwegs genügenden Waldrente der

Steuersähigkeit der Bevölkerung im weitesten Umfange zugute
kommt, bedarf keines Beweises. Lange hat es gedauert, bis die

handelspolitischen Bedenken überwunden werden konnten, welche
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sich einem vernünftigen Waldschsutzentgegenstellten. Die Regierung
hat durch Kündigung der Handelsverträge,«in welchen Holzzölle
gebunden waren, alles Nötige getan, um in absehbarer Zeit Be-

wegungsfreiheit auf diesem Gebiete zu haben.
Es ist klar daß das Ausland versucht, sich seiner Haut zu

wehren und si den deutschen inneren Markt als Tummelplatz
freizuhalten. Während aber bei gewissen anderen Erzeugnissen der

Landwirtschaft und des Gartens der Widerstand des Auslandes durch
die Befürchtung befeuert wird, Deutschland könne zur vollen Deckung
des eigenen Bedarss übergehen und sich vom Import ganz frei-
machen, fällt beim Wald diese Befürchtung weg; denn, wie gesagt,
Deutschland wird immer einen erheblichen Holzzuschußbrauchen und
bereit sein, diesen einzuführen, wenn die

Friorität
der deutschen

Versorgung zunächsteinmal dem deutschen olz gesichert ist. Uber
sdie Frage, wie die zollpolitischen Schutzmaßnahmenaus-sehen sollen,
die den besprochenen Zweck ver-wirklichen helfen, sei an dieser Stelle

nicht näher eingegangen. Wir möchten aber nicht unterlas en, auf
eine Reihe von Maßnahmen hinzuwei en, welche heute s on ge-
eignet scheinen, den schwer leidenden aldbesitzern unter die Arme

zu greifen.
Unter diesen Maßnahmen möchten wir in. erster Linie nennen:

weitgehende Bindungen der Staaten, Städte, Versicherungskörper
und so weiter, beim Bau -und der Möblierung neuer Gebäude aus-

schließlichdeutsches Holz zu verwenden. Leider sind bis in die

neueste Zeit hinein Beispiele nicht so
selten gewesen, daß Bauherren aus den

obengenannten Kategorien Verwendung
ausländischer Hölzer im Tastenheft direkt

Die deutsche Holzeizeuaunq »

schastsiaik

weder den Tastautobesitzern zur Anschaffung eines Holzvergasers
einen Barzuschuß oder aber dem mit solchem Apparat ausgestatteten
Wagen einen so weitgehenden Nachlaß in der Steuer zuzubilligen,
daß in vernünftiger Zeit, sag-en wir etwa einem Jahre, die Amorti-

sation der Neuanschaffung durchgeführtwerden könnte.

Auf idem Gebiet der chemischen Holzverwertung sind bedeutende

Fortschritte erzielt worden; täglich werden neue Entdeckungen ge-
macht; auch hier wäre es erwünscht,und würde das Budget keines-

falls merklich belasten, wenn der Staat, der Hauptinteressent an

rationeller Holzverwertung, die einschlägigen Studien und Versuche
unterstützenwollte. Es ist neueren Forschungen gelungen, das Holz
chemisch derart zu zerlegen, daß daraus eine spinnsähige Feinfaser
gewonnen wurde. Diese kann versponnen und verwoben werden
wie jede Pflanzenfaser und dürfte in Zukunft der ausländischen
Iute merkliche Konkurrenz bereiten.

Die Versuche, auch die deutsche Buche zur Cellulosenfabrikation
zu verwenden, sind erfolgreich gewesen. Dem Verfahren haften aber

noch Kinderkrankheiten an, die seine Verallgemeinerung bisher ver-

hindert haben.
Es ergibt sich also, daß, abgesehen chon der Notwendigkeit

eines ausgiebigeren Zollschutzes, sür das Produkt des deutschen
Waldes daneben noch eine ganze Anzahl Verwendunsgsmöglichkeiten
sich bieten, deren Ausnutzung der Staat mit allen Mitteln fördern
sollte. Wie groß das Interesse, speziell Preußens, an diesen Fragen

ist, ersieht man daraus, daß im Wirt-

1931 an Stelle eines ge-
schätztenÜberschussesvon ZZ Millionen

und derHolzbedorf
«

M ark wahrscheinlich ein Fehlbetrag von

verlangt oder vorgeschrieben haben. Es

besteht kein Zweifel, daß, wenn die

Regierung in dieser Beziehung die Ini-
tiative ergreift, sich ein gewaltiger Kreis

von Interessenten finden wird, der sich
vertragsmäßig unter Festsetzung hoher
Konventionalstrafen bindet, für solche
Bauten und ihre Ausstattung nur deut-

sches Holz zu verwenden.
Auch bei dem ungeheuren Bedarf der

Reichsbahn gerade an Schwellenmaterial
und der. Reichspost an Telegraphenmasten
könnte man an Ähnliches denken. Fach- 3365
leute versichern, daß zu hohe Ansprüche s-Z—-.

der Verwaltungen an Schönheit des von He s»
ihr zu benutzenden Materials häufig die

(

Bevorzugung ausländischer Erzeugnisse zur
unmittelbaren Folge«hat. Diese großen

etwa 22 Millionen Mark sich heraus-
stellen wird, also ein Ausfall von rund
55 Millionen Mark im Forstetat allein.
Auch in den Kommunals und Privat-
·forsten wird zum allergrößten Teil mit

»Defizit gearbeitet; im günstigsten Falle
»Fhalten sich Einnahmen und Ausgaben die

«Waage. — Es ist der zähen Liebe des

Deutschen zu seinem Walde gelungen, die

kostbare Substanz durch alle Röte des

Krieges, der Revolution und der In-
flation im großen ganzen ziemlich un-

versehrt durchzuretteni und somit einen
wertvollen Teil des deutschen National-

kapitals zu evhalten. Die besten
Autoritäten vertreten die Ansicht, daß
der Weltverbrauch an Holz, der immer

noch rapide zunimmt, den Zuwachs um

im 1000 Festmeter

Eis-M

Dekbnutzh iz

Organisationen sind doch nur lebendige 52,877
Stücke des deutschen Körpers und wür- IN- jxs
den sicher bei richtiger Führung Sorge

«

tragen, sich von dem Gedanken leiten zu

lassen, bei der Versorgung den Schutz des

deutschen Produkts allen anderen Er-

wägungen voranzustellen.
Es kann kaum ein Zweifel be-

stehen, daß sür gewiss-e Zwecke, ins-

besondere bei Bauten, Eisen und Stahl
im Vordringen sind und wahrscheinlich
auch in Zukunft in steigendem Maße
Holz verdrängenwerden Um so wich-

Egg-«L"-«-·ujs"·
sit il s

Wiss-s

faan
1356 Eintutu

ein Erhebliches übertrifft, so daß, wenn

einmal die mit Raubbau sausgebeuteten
Reserven, wie insbesondere die russischen, .

erschöpft find, man zum mindesten mit
einer gewissen Stetigkeit des Holzpreises
wird rechnen können. Holz, dessen Ver-

wertungsmöglichkeiten,wie dargelegt, noch
bedeutende Entwicklungen zul—assen,unter-

scheidet sich dadurch von den anderen

sondAustuhi

Bodenprodukten, insbesondere Metallen
«

1i276 undKohlen,daß bei diesen ein reinerRau-b--

MYW Wh» »Ob« bau getrieben wird, und die entnom-

gewekve Ho menen Quantitäten sich niemals wieder

tiger ist es, allen neuen Verwertungsi
mö lichkeiten für das produkt des Waldes mit vermehrtem Eifer
nachzugehen.

Als zukunftsreich erscheint die Holzvergasung. Holz-
gas eignet sich zum Antrieb von Explosionsmotoren mindestens so
gut wie die heute fast ausschließlich gebrauchten Benzin- und

Benzolgemische. Holzgas hat sich bei stehenden Anlagen sehr be-

währt; neuerdin s ist man-dazu übergegangen,Lastautos aller Kon-

Iteruktionen
mit olzvergasern auszurüsten. Die französischeArmee-

itung hat diesen Problemen die größte Aufmerksamkeit zugewandt,
und gutem Vernehmen nach soll ein nicht unwesentlicher Teil des

mechanisierten französischenArmeetrains auf Holzgas eingestellt sein.
Es ist in der Offentlichkeit nicht bekannt geworden, ob und in

welchem Umsange die deutsche Heeresleitung der Frage Aufmerk-

xclimkeitzugewendet hat. In Deutschland arbeitet eine ganze
nzahl Firmen an der Vervollkommnung des Holzgasautos.

Es laufen schon zahlreiche Holzgaslastzüge in Deutschland, und

alles, was man über die Ergebnisse hört, lautet recht- er-

mutigend. Es scheint, daß sdurch Verwendung von Holzgas die

Betriebsstofskosten per Kilometer sich etwa auf ein Fünftel der

normalen Betriebskosten stellen. Erwägt man, wie schswer die

Benzineinfuhr immer noch unsere Handelsbilanz belastet, so müßte
das Ziel, Benzin soweit als irgendmöglich durch Holzgas zu
ersetzen, höchst erstrebenswert erscheinen. Der Staat kann in

dieser Beziehung helfend eingreifen, indem er einmal selbst mit

großen ihm zur Verfügung stehenden —Mitteln die Arbeit, die

auf Herstellung eines vollkommen einwandfreien Holzgasmotors ab-

zielt, unterstützt Ein weiteres sehr geeignetes Mittel wäre, ent-

ersetzen, während Holz immer zuwächst
und sich erneuert, so daß bei pfleglichem Umgehen mit den Forsten
der Welt eine gleichmäßige Versorgung gesichert erscheint.
Während die Interessen der Landwirtschaft von zahlreichen

Vereinen, Korporationen und Individuen laut und mit Rachdruck
vertreten werden, ist es um die Vertretung der forstlichen Interes en

viel stiller gewesen. Worauf dieser auffallende Unterschied zur ek-

zusühren ist, sei hier nicht näher untersucht. Eins

fscheint
aber-

sicher: eine Regierung, die Erhaltung der deutschen Subtanz, Schutz
der Früchte des deutschen Bodens auf ihre Fahnen geschrieben hat
könnte keinen Feldzug unternehmen, der in allen Kreisen der BeH

«

völkerung lauteren Widerhall findet und Sympathien erwirbt, als

einen großen, auch propagandistisch stark unterstrichenen Kreuzng
für den deutschen Wald und die Millionen Deutscher, deren Wohl
und Wehe von

seinemGedeihen oder Verfall abhängt. All die

aufgeführten Ma nahmen, denen sich sicher noch weitere zugesellen
ließen, würden wenig kosten, also keine fühlbare Belastung des

Bud ets verursachen, dafür aber Hunderttausenden Arbeit geben«
die teuerkraft aller Schichten stärken und uns ein kostbares Erbe

weiter erhalten, welches uns unsere Väter zu treuen Händen über-

macht haben. Spürt das Volk, daß die Regierung Liebe zum deut-

schenWalde hat, daß sie entschlossen ist, seine Belange mit allen

itteln zu· verstyetem und sieht es, daß auch von«diese«rSeite her
die probleme mit Energie angepaikt werden, so wird in weiteSchichten
des Volkes wieder Mut und Zuversicht getragen, die erste»und
wichtigste Voraussetzung für eine Überwindung der schrecklichen
Krise, unter der alle so unsäglich leiden.
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Danzig in Not
Von Prof. sDr. Bruno Rauecker

Die Freie Stadt Danzig steht in schwerstem Kampf um das
Leben ihrer Wirtschaft. Mehr als 25 v.H. der erwerbsfähigen Be-

völkerung sind egenswärtig arbeitslos. Der Steuerausfall und- die

Belastung des taates durch die Erwerbslosen- und Wohlfahrtsfür-
sorge werden nach einer vor-

"

Wenn von polnischer Seite immer wieder darauf hingewiesen
wird, daß der Gesamtumschlag im Danziger Hafen sich trotz der zu-
nehmenden Inanspruchnahme Gdingens in den letzten Jahren gleich-
geblieben ist, so ist dieser Hinxweis irreführend. Der Danziger Güter-

- umschlag ist von 1928 bis 1931
läufigen Schätzung des Senats
bei einem Gesamtetat des Staa-
tes von 83 Millionen Gulden
und der Kommune Danzig von

55 Millionen Gulden in diesem
Jahre mindestens 32 Millionen

betragen. Das bedeutet, wenn

keine Änderung eintritt, schwerste
Bedrohung der Finanzen der

Freien Stadt. —- Der Grund für
diese Not ist in den wirt-

schaftlichen -Erdrosse- -«

Iungsmaßnahmen zu sehen,
die Polen vorerst vom Völker-·

bund ungehindert gegen Danzig
handhabt, und zu denen es un-

mittelbar nach der Entscheidung
des Haager Gerichtshof-es über

die Unzulässigkeit der polnischen
Forderung nach Einräumung der

Gleichberechtigung in Danzig
vom 26. Februar 1932 ge-
schritten ist. Polen will Dan-

zig durch Vernichtung seiner
Wirtschaft zur Preisgabe seiner
Souveränität zwingen, die es auf anderem, «an politischem Wege,
vorläufig wenigstens, nicht beseitigen konnte.

Worin besteht nun die polnische »Aktion« im einzelnen?
Obwohl Polen durch die Entscheidung des Hohen Kommissars

des Völkerbundes vom 15. August 1921 zur voll-en Ausnutzung des

Danziger Hafens verpflichtet ist, obgleich die Einrichtungen und An-

lagen des Danzi er Hafens zur Bewältigung des gesamten polnischen
· seewärtigen Ausenhandelsvöllig ausreichen unsd in jedem beliebigen

Umfang ausbaufähig sind, hat Polen in unmittelbar-er Nähe von

Danzig, 14 entfernt, den Hafen Gdingen ausgebaut, dessen
Umschlagskapazität»der Leistungsfähigkeit des Danziger Hafens heute
bereits gleichkommt und dessen Umschlagskosten durchs die polnische
Regierung lkünstlichniedrig gehalten werden. Die Mittel für Bau

und Unterhaltung der Hafenanlasgen wurden vom polnischen Staate
zinslos und unter Verzicht auf Amortisierung bereitgestellt. Die

Hafengebühren in Gdingen können infolgedessen niedriger gehalten
werden als in irgendeinem anderen europäischen Hafen. Hierzu
kommen weitere Privilegien, die

mengenmäßig zwar stabil ge-
blieben (im Jahresdurchschnitt
rd. 8,4 Millionen To.), aber nur

infolge Ansteigens des Kohlen-
verkehrs von Z,4 Millionen To.
im Jahre 1926 auf 5,8 Mil-
lionen To. im Jahre 19ZI. An
der Kohle aber verdient der

Danziger Handel so gut wie
nichts. Durch die Ziffern des

Kohlenverkehrs ist nach außen-
hin«verschleiert worden, daß seit
.1928 der Umschlag vom Dan-

ziger Hafen systematisch nach demA
polnischen Hafen Gdingen ab-
gelenkt wird. Ganze Waren-

gattungen sind dem Danziger
Hafen genommen worden. Die

Ablenkung hat namentlich für die
wertvollen Stückgüter von Jahr
zu Jahr ungünstiger für Danzig
sich ausgewirkt. Das zeigen
die nachstehenden Zahlen des

Stückgüterverkehrs der Häfen
Danzig und Gdingen.

Einfuhr in 1000t Ausfuhr in sooot

Danzig
-

l Gdingen Danzig Gdingen

x928 . . . . . . . . . . . . . . . . 280 se 123 Z

x93i . . . . . . . . . . . . . . . . isz 102 226 Ha

x932, s. Halbjahr .... . . 63 79 57 72

Der Hafen Gdingen hat also den Hafen Danzig im Stückgüters
verkehr bereits -überflügelt.Jm Verkehr der Massengüter droht gleiche
Entwicklung. Denn schon ist der Kohlenumschlag im Hafen Gdingen
stärker als im Hafen Danzig, das Ergebnis einer Politik Polens,
die eifrig bemüht war, seit der anetriebnahme des Hafens von

Gdingen diesem die Zunahme des seewärtigen Warenverkehrs zu-
zuführen, während der in diesem Jahre zu verzeichnende Rückgang
des polnischen Seehandels nahezu ausschließlichauf Kosten des Dan-

ziger Hafenverkehrs geht. Wäh-
der polnische Staat den Expors
teuren und Jmporteuren bei

Inanspruchnahme des Gdinger
Hafens direkt oder indirekt ge-
währt. Die staatlichen Schiff-
fahrtsgesellschaften sbzw. die vom

polnischen Staat subventionierten
polnischenSchiffahrtsgesellschaften
gewähren den Jmporteuren und
den Exporteuren weitgehende
Vsergünstigungen. Anträge auf
Einfuhrgenehmigung oder Zoll-
nachlaß werden vom lpolnischen
Finanzministerium unterschied-
lich behandelt, je nachdem, ob
es sich um die Einfuhr über

Gdingen oder über Danzig han-
delt. Das Landwirtschaftsminii
sterium wiederum, das auf Grund

besonderer Veterinärvorschriften
über die Einfuhr und Durch--
fuhr von Tier-en, Kadavern,
Tierteilen und ähnlichen Er-

zeugnissen entscheidet, bewilligt
Einfuhranträge grundsätzlich nur

über Gdingen und lehnt Anträge, die auf den Danziger
Hafen lauten, ab. Durch eine besondere Verordnung des polnischen
Staatspräsidenten vom 1. Jiuni 1931 ist ferner der Auswanderungss
verkehr aus-schließlichdem Gdinger Hafen vorbehalten worden. —-

Es ist klar, daß eine derartige Bevorzugung Gdingens auf den Per-
sonen- und Waren-verk.ehr höchst anlockend wirkt, und es kann des-

halb nicht wundernehmen, daß der Umschlag im Gdinger Hafen in

einigen Monaten ds. Js. bereits größer war als im Danziger Hafen.

ZU

Blick auf Danzig

rend in den ersten neun Mo-
naten 1952 gegenüber dem

gleichen Zeitabschnitt des Vor-

jahres der Güterumschlag im

Gdinger Hafen sich um 4,7 v.H.
verringert hat, ist er im Dan-

iger Hafen um 57,6 v.H. ge-funken!
Nicht minder schädlich für

die Danziger Wirtschaft als die

Anlage und Bevorzugung des

Hafens Gdingen ist die Dis-

kriminierung Danziger
Waren bei der Einfuhr in

polnisches Staatsgebiet. Es
handelt sich hierbei um den so-
genanntenVeredlungssund
Nationalisierungsveri
k e h r , sowie um die sogenannten
Eigenbedarfskontingente. Nach
Art. 212 des Warschauer Abkom-
mens zwischen Danzig und Polen
vom Jahre 1921 hat die Freie
Stadt Danzig das Recht, bei Er-

laß polnischer Einfuhrverbote für
den Bedarf sder Danziger Bevölkerung, ferner ftir den Bedarf der

eigenen Industrie, der eigenen Landwirtschaft und des eigenen Hand-
werks gewisse Warenmengen aus dem Ausland einzuführen. Lange
Jahre hindurch sind Schwierigkeiten aus diesen Asbmachungen nicht
entstanden. Soweit sie nicht für die Deckung des Eigenbedarfs der

Danziger Bevölkerung in Frage kamen, sind Kontingentwaren von

der Danziger Industrie in bearbeitetem oder verarbeitetem Zustande
stets ungehindert nach Polen abgesetzt worden. Erst um die Mitte
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des Jahres 1930 ging die polnische Regierung dazu über, Waren

Dsanziger Ursprungs vom polnisschen Markt fernzuhalten, wenn in

diesen Waren auch nur lder geringste Prozentsatz ,,Kontingents-waren«
enthalten ist. Die Streitfrage, ob das polnische Vorgehen mit den

Bestimmungen des Warschauer Abkommens vereinbar sei, ist von

einem vom Völkerbunsd eingesetzten Sachverständigenausschußbegut-
achtet und wesitgehend verneint worden. Über das am 9. September
fertiggestellte Gutachten soll nunmehr in Danzig weiter verhandelt

Zahl und Bild -

Das Zahlenbild, d. h. die zur Erläuterung statistischer Angaben
gefertigte bildliche Darstellung, ist ein wertvolles Hilfsmittel der

Volksbildung geworden. Aber es hat nicht etwa nur einen päda-
gogischen und volkserzieherischen,

«

sondern auch einen logischen
Selbsts- und Sonderwert. Ein

gutes Schaubild durchleuchtet
uns oft mit einem einzigen Blsick

Zusammenhänge, die durch noch
so lange Beschreibungen kaum

geklärt werden könnten.

Für die Schule ist das

Zahlenbild noch verhältnismäßig
neu und ungewohnt. Denn seine
eigentliche Entwicklung verdankt
es nicht dem Unterricht, sondern
den großen Ausstellungen
des letzten Jahrzehnts. Un-

mittelbar aus diesen wuchsen
dann mehrere Dauereinrichtungen
hervor, wie das Hygiene-Museum
in Dresden, das Museum für

Zur bildfiatistifchen Ansstelluug
im Zeinmlinstitut fiir Erziehung und Unterricht in Berlin

werden. Der neue Oberkommissar des Völkerbundes R osting, der

erst vor wenigen Tagen in Dianzig eingetroffen ist, sieht sich hier-bei
vor eine sehr schwierige Aufgabe gestellt. Denn Polen zeigt sich
vorerst zu keinerlei Entgegenkommen bereit. Im Gegenteil: der vor

kurzem vom polnischen Finanzministerium verordnete erhöhte Fak-
turenzwang bei der Einfuhr Danzisger Waren nach Polen läßt dar-

aufschließen,daß Polen idie Danziger Wirtschaft immer mehr unter

po nische Kontrolle stellen will.

Stofflich gibt sie einen Überblick insbesondere über Staat und

Volkswirtschaft: im Spiegel des Zahlenbildes. Dazu haben die

beteiligten Behörden, die großen Verbände der Wirtschaft und die
· Verleger meist geschlossene Grup-

pen beigefteuert, und eigens aus

diesem Anlaß eine große An-

zahl neuer Entwürfe geschaffen,
die hier zum ersten Male ge-

zeigt werden.

Für»die volkswirtschaftlichen
Gruppen hat »als Förderer auch
das ,,Reichsskuratorium für Wirt-

schaftlsichkeit«mitgewirkt.
Die Metshodenfrage als lo-

gisches und didaktisches Problem
behandelt eine grundlegende
Gruppe der Ansstellung. Be-

sonders eine Reihe von ver-

schiedenartigen Tösungen immer

der gleichen Aufgabe zeigt die

mannigfaltigen Versuche, cZahl
und Bild zu einer wirklichen

Gesellschafts- und Wirtschafts- Einheit zu bringen. Jede Me-

kunde in Düsseldorf und das Der Stand ver Reich-von thode muß nun ihre Vor-

Wiener Gesellschafts- und züge meist mit Nachteilen

Wirtschaftsmuseumzin Berlin selbst die ständigenAusstellungen im

Reichsarbeitsministerium und im Gesundheitshaus am Urban.

Auch«die bekannte

Wanderausstellung der

Reichszentrale
für Heimatdienst

,,D e u ts ch e r

Tebenswille« gab
neue Anregungen und

erregte im ganzen
Reiche Interesse für
das zahlenbild.

Jetzt hat das

Zentralinstitut für Er-

ziehung und Unter-

richt in Berlin in Zu-
sammenarbeit mit dem

bekannten Fachmann
sDr. Kurt H. Busse
eine äußerstinteressante
Ausstellung »Zahl und
Bild« veranstaltet.

Sie soll das, was

auf den verschiedenen
Fachgebieten miit den
Mitteln der Bildsto-
tistik geschaffew wurde,
zu einer vergleichenden
ISchau vereinigen, um

es für die Pädagogik
selbst fruchtbar zu
machen.

Fortschrittein Deutschlands Kampf
um Gleichberechtigung .

Hinsichtlich der deutschen Gleichberechtigung in der Wehrfrage
sind in den letzten zwei Wochen zwei sehr bedeutsame Kundgebungen
von französischerund englischer Seite zu· verzeichnen. Der fran-
zösische Ministerpräsident hat am 28. Oktober in der

französischenKammer die Grundzüge des neuen sogenannten kon-

truktiven französischenPlanes zur Abrüstung mitgeteilt, und der

französischeKriegsminister Paul-Bancour hat

bezahlen, und sie muß notwendig wechseln mit dem wechseln-
den Zweck.

Die Aussiellung
,,Zahl und Bild«,
deren künstlerischstechs

nische Leitung wieder-

um in den Händen
des »Deutschen Licht-
bildsDienstes« lag, »der
schon die erwähnte

frühere Veranstaltung
der Reichszentrale für

Heimatdienst in den

gleichenRäumen durch-
geführt hatte, ist nicht
nur für Pädagogen
und Werbefachleute
von besonderem Wert,
sondern sollte auch
breite Kreise des

Publikums interessie-
ren, da shier eine

Materie zusammen-
fassend und.ausfallend
behandelt ist, die im

öffentlichen Leben, in
der Zeitung, in der

Fachliteratur, im Ge-

schäftsleben ständig zu-
nehmende Bedeutung
gewinnt.

Die Schau der Neichszentrale für den Heimatdienst

Zur ZeitgeschichieH

im Büro der vAbrüstungskonferen in Genf einige Erläuterungen
dazu gegeben. Der Wortlaut des szranzösischenPlanes ist noch nicht

veröffentlicht, so daß man zu ihm nicht im einzelnen Stellung
nehmen kann. Das für uns Jnteressanteste an ihm ist zweifellos
die Forderung der Herstellung eines einiheitlichen Rüstungssystems
in Europa und der ,,Beseitigung der Reichswehr«. Das bedeutet

eine grundlegende Revision der Abrüstungsbestimmungendes Ver-

sailler Vertrages und damit eine grundsätzlicheWendung Frank-
reichs in der Abrüstsungsfrage. Bisher vertrat die französische

Regierung den Standpunkt, daß die Abrüstung Deutschlands so
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bleiben müsse, wie sie ist, und daß die allgemeine Abrüstung sfich
ganz unabhängig von der deutschen zu entwickeln habe. Der neue

Plan Frankreichs erkennt den Grundsatz der deutschen Gleich-
berechtigung, wenn auch in verdeckter Form, an. Nicht weniger be-

deutsam sind die Erklärungen des englischen Außen-
minist ers Sim on im Unterhaus am lo. November. Auch aus

ihnen wird ein deutlicher Stellungswechsel sichtbar. Während Simon
in seiner Antwortnote vom 18. September auf das deutsche Memo-
randum in der Gleichberechtigungsfrage in geradezu verletzender
Form die deutsche These, die allgemeine Abrüstung und die deutsche
Abrüstung müßten nach gleichen Methoden geregelt werden, zurück-
wies, hat er nunmehr die Berechtigung des deutschen Anspruchs
offen zugegeben. Im Namen der englischen Regierung erklärte

Simon, England wolle eine Abrüstungskonvention zustande bringen,
die die Forderung Deutschlands, daß die Methoden der deutschen
Abrüstung nicht länger von denen der allgemeinen Abrüstung ver-

schieden sein sollten, verwirklicht. Das Ziel der englischen Politik
sei, Deutschland auf die Asbrüstungskonferenzzurückzubringen, uin

eine Abrüstungskonvention zustande zu bringen. Simon präzissierte
im einzelnen, wie er sich die Verwirklichung der deutschen Gleich-
berechtigung denke, und machte drei Punkte namhaft. Als ersten
bezeichnete er die Ersetzung des Teils v des Versasiller Vertrages
durch die Bestimmungen der allgemeinen Abrüstungskonventiom Das

ist eine alte deutsche Forderung. Als zweiten Punkt bezeichnete
er, daß die Dauer der künftigen Abrüstungsverpflichtungen Deutsch-
lands im Rahmen der allgemeinen Abrüstungsikonvention dieselbe
sein müsse wie die der Verpflichtungen aller anderen Nationen.

Während der Versailler Vertrag als »ewig« abgeschlossen wurde,
wird die Asbrüstungsskonventionnur eine beschränkte Laufdauer von

etwa fünf Jahren haben. Auch in diesem Punkt schloß sich Simon
der deutschen These an. Der dritte von Simon namhaft gemachte
Punkt bezieht ch auf die praktische Anwendung der Gleichberechti-
ung,· d. h. au den Umbau und Ausbau der deutschen Wehrmacht.
ber diese Frage müsse im einzelnen diskutiert werden. Es sei

aber klar, daß die "völlige Durchführung der Gleichheit nicht auf
einmal erfolgen könne. Deutschland hat stets nur die qualitative
Gleichberechtigung im Rahmen der ersten Abrüstungskonvention ge-
fordert, d. h. gleiche Freisheit in der Wehrorganisation wie die
andern Staaten und Gleichheit in der Bewaffnung, jedoch nicht
quantitative Gleichheit hinsichtlich der Zahl der Soldaten und der

Zahl der Waffen. Die Herstellung der quantitativen Gleichheit wird
in der nächstenAbrüstungskoniventionzu verwirklichen sein.

Im ganzen bedeuten der neue französische Plan und
die Ausführungen Simons einen großen Fort-
schritt zur Anerkennung der deutschen Forde-
rung auf Gleichberechtigung Wenn man sich der Wider-

stände erinnert, die dieser Forderung noch bis vor kurzem entgegen-
gesetzt worden finsd, so kann man nicht anders als einen bedeutsamen
Erfolg der entschlossenen Haltung der Reichsregierung zu ver-

zeichnen. K. S.

Die Besserung auf dein Arbeitsmarkt
Seit dem Hochsommer 366 000 Arbeitslose weniger.

Seit dem Beginn der Wirtschaftskrise, also seit nunmehr drei

Jahren, werden die Statistiken, die halbmonatlich Auskunft über

den Stand ides Arbeitsmarktes geben, in der breiten Offentlichkeit
mit großer Aufmerksamkeit verfolgt. Sie verdienen in diesem Herbst
ganz besonderes Interesse: zum erstenmal zeigt die Kurve, die die

Zahl der Erwerbslosen wiedergisbt, eine Richtung nach unten, die der

Entwicklung der Jahreszeit vollständig widerspricht. In jedem
Jahr wurde bisher die niedrigste Zahl von Arbeitsuchenden im Hoch-
sommer verzeichnet, wenn die Saisongewerbe den größten Bedar an

Arbeitskräften haben. Vom Juli ab begann regelmäßig die tei-

gerung der Erwerbslosenziffer. Das beifolgende Kartenbild beweist
das deutlich. Im Jahre 1929 stieg die Zahl der Arbeitslosen zwischen
dem Zo. Juni und dem Zi. Oktober um 357 ooo, 1930 in der gleichen
Zeit um 615000, 1931 gar um 670 000. Jm Jahre 1932 dagegen
it trotz der ungünstigen Jahreszeit am Zi. Oktober die Ziffer der

rwerbslosen um 566 000 gerin ger als am Zo. Juni. Die Ver-

schlechterung in den Saisongewerben ist salso weit überkompensiert
durch die Verbesserung in den Konjunkturgewerben. Die Tatsache,
daß die Weltwirtschaft — wie z. B. die Entwicklung auf den Roh-
stoffmärkten beweist —— nicht mehr tiefer in die Krise hineintreibt,
hat zusammen mit den ofitiv aufbauenden Maßnahmen der Reichs-
regierung diesen deutli en Umschwung hervorgerufen.

Die ahl der Erwerbslosen lag im Juli 1932 noch um l,4 Mil-
lionen ü er der im gleichen Zeitpunkt des Vorjahres erreichten
Ziffer. Zu Beginn des November aber hat sie sich in diesem Jahr,
ganz entgegen der Saisonentwicklung, der des Jahres 1931 erheblich
genähert. Das beinahe regelmäßige Sinken, das die Arbeitslosen-
kurve des Jahres 1932 seit dem winterlichen Höchststandvon über

6,1 Millionen zeigt, unterscheidet sie von der aller früheren Jahre.
Seit dem ungünstigsten Zeitpunkt des letzten Winters ist eine Ent-
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lastung
des Arbeitsmarktes um über 1 Million Erwerbslose zu ver-

ze chnen. Diese Verminderung wird übrigens auch durch die Zu-
nahme der Befchäftigten bestätigt: die Zahl der beschäftigtenArbeit-

nehmer ist nach der Krankenkassenstatistik zwischen Ende Februar
1932 und Ende September 1932 (die Ziffern für Oktober liegen
noch nicht vor) um smehr als 900 ooo gestiegen. Dabei ist zu er-

wähnen, daß die im Freiwilligen Arbeitsdienst Tätigen — heute
257 000, Ende Februar erst 20 000 —- in diesen Zahlen nicht berück-
sichtigt sind.

Aus den eben wiedergegebenen Ziffern ergibt sich auch, daß es

falsch ist, von einem neuerlichen erheblichen Anwachsen der Zahl der

sogenannten ,,unsichtbaren Arbeitslosen« auf Kosten der bei den

Arbeitsämtern Gemeldeten zu sprechen. Die Zunahme der Beschäf-
tigten seit dem letzten winterlichen Tiefpunkt ist nur um ein weniges
geringer als die registrierte Abnahme der Arbeitslosen. Die Fest-
stellung, daß seit der Hochkonjunktur von 1929 einige Millionen
Arbeitnehmer ,,versch«wunden«sind, erklärt sich, wie Dr. Nothaas in
Nr. Zi des Reichsarbeitsblattes vom 5. November treffend nachweist,
daraus, daß »sichviel-e erwerbstätige Personen in Zeiten guter Kon-

junktur in die Arbeitnehmerschicht drängen, während umgekehrt in

Zeiten schlechter Konjunktur viele Erwerbsfähige in andere Schichten
abwandern«. Im Jahre 1952 hat sich die Zahl dieser »versch.wun-
denen« Arbeitnehmer, die man sehr zu Unrecht samt und sonders
»unsichtbareArbeitslose« genannt hat, jedenfalls nicht irgendwie
erheblich vergrößert. Die Besserung der Arbeitslosenziffer, die die
Arbeitsämter verzeichnen, wird durch die Krankenkassenstatistik be-

stätigt. Die Entlastung die sich daraus nicht nur materiell, sondern
auch seelisch er ibt, machtsich — iauch wenn gelegentlich der Versuch
gemacht wird, e aus politischen Gründen zu leugnen — schon weit-

hin geltend. W. St.
«

Das deutsche Volk-einkommen .

Es liegen neue Zahlen über die Entwicklung des deutschen
Volkseinkoinmens vor, ermittelt vom Statistischen Reichsamt. Man
hat nun die Möglichkeit, das Einkommen des deutschen Volkes in
den letzten Jahren zusammenfassend zu überblicken, und
man kann, wie an einem Barometer, den wahren Stand der deutschen
Volkswirtschaft an dem von ihr erarbeiteten Verdienst ablesen. Die

Erkenntnisse, die dadurch vermittelt werden, sind in mehr als einer

Hinsicht aufschlußreich.
Das letzte Jahr, 1931, ergibt ein Volkseinkommen von 57 Mil-

liarden RM., 1930 betru es rund 70 Milliarden RM. Allein im

Verlauf dieses einen Iaäresalso ist ein Rückschlagum 13 Mil-
liarden erfolgt, eine Verminderung des Volkseinkommens, wie sie
in dieser Höhe in kaum einem vergleichbaren europäischen Land zu
verzeichnen ist. Gegenüber dem Stand des Jahres 1929, dem wirt-

schaftlich besten Jahr seit Kriegsende, bleibt das deutsche Volks-
einkommen 1931 um etwa 19 Milliarden zurück.

Anschaulicher und sinnfälliger wird die Entwicklung, wenn

man berechnet, wie hoch das Einkommen je Kopf der Be-

völkerung sich stellt." Im Jahre 1929 betrug das Volksein-

kommen, auf den Kopf der Bevölkerung umgelegt, 1190 RM., im

Jahre 1950: 1091 RM., und im Jahre 1931 sank es aus 883 RM.
Das lediglich für Jnlandszwecke verfügbare Einkommen
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(nach Abzug der Reparationsleistungen) belief sich-1931 auf 56 Mil-

liarden RM. gegenüber 68 Milliarden RM. im Jahre 1930 Und

72,6 Milliarden RM. im Jahre 1929. Jn der Kaufkrast des Jahres
1928 aus-gedrückt,ist die Abnahme etwas geringer, nämlich von

75,4 auf 63,7 Milliarden RM.

Die Verteilung des Volkseinkommens auf die

einzelnen Berufsstände zeigt klar, wie auf fast allen

sozialen Gebieten das Einkommen, entsprechend der Wirtschafts-
schrumpfung, sich vermindert hat. Es verteilte sich auf-)-

1929 l x930 l 193i

in Reichsmark

Lands und Forstwirtschaft . . . . . . . . . . . . . . .

...
5.8 5.2 «

Handel und Gewerbe . . . . . . . . . . . . . . . · . · . . u.8 l0.0 7.5

Lohn und Gehalt . . . . . . . . . . . . . . . .s . . . . . . .. 43.o 59.6 33.0

Kapitalvermögen. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3.2 3.3 Z.o

Vermietungen 0.9 0.9 0.9
Renten und Pensionen . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 9.2 s x0.0 io.(

Schließlich ist auch ein Vergleich nach der regionalen
Gliederung des Volkseinkommens gegenüber dem Vorkriegs-
einkommen von Interesse, ein Ver-gleich, der allerdings nur bis

zum Jahre 1929 durchführbar ist. Daraus ergibt sich, daß gegen-
über 1915 ein-e besonders starke Steigerung des Volkseinkommens,
und zwar nahezu um das Doppelte, in den östlichenProvinzen er-

. folgt ist, während in

dasäeuiscllevolkseinkommen
den übrigen Landes-

Der verhältnismässiqeMai-Min
teilen in der Haupt-
sache nur eine Zu-

den Mrtsclmäsanppenseit -1
nahme um etwa die

Hälfte festzustellen ist.
An sich aber hat immer

noch, auf den Kopf der

Bevölkerung gerechnet,
die Reichshauptstadt das

höchsteEinkommenJOsts
preußen das niedrigste.

Aus der nunmehr
beginnenden und sich
offenbar unter Hem-
mungen verschiedenster
Art. allmählich durch-
ringenden B e s s e -

rung der Wirt-

schaftslage ergibt
sich, selbst bei nicht allzu

optimistischer Ein-

schätzung der Mög-lich-
keiten, die Aussicht,
daß auch auf diesem
Gebiet mit dem abge-
laufenen Jahre die Tiefe
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durchschritten istl Das
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kommende Jahr dürfte
nach menschlichem Ermessen einen allmählichenAnstieg, bei zu-
nehmender Entfaltung des Wirtschaftslebens ein entsprechendes
Wachstum des Volkseinkommens ermöglichen. —

Die amerikanischenWahlen
Selten hat eine amerikanische Präsidentenwahl kurz vor Tores-

schluß die Gemüter im Jn- und Auslande so in Erregung und

Spannung gehalten wie die diesijährigen Novemberwahlen, aus

denen der demokratische Kandidat Franklin D. Roosevelt als er-

warteter Sieger über den jetzigen Inhaber der Präsidentenwürde,
den Republikaner Hoover, hervorging. Zwei Faktoren verliehen
dieser Wahl ein besonderes Gepräge. Einmal handelte es sich um

einen Wechselin der Staatsführung zwischen den bei-den traditionellen

großen Parteien, mn einen jener Wendepunkte in der amerikanischen
Geschichte,die häufigmit dem Sturz der einen sund dem Aufstieg
der anderen Partei zusammenzufallen pflegten. Die Republikaner,
die seit Bestehen der Union in dem Zeitraum zwischen George
Washingtons Amtsantritt als erstem Präsidenten im Jahre 1789
bis zuni heutigen Tage svon den 31 Präsidenten die überwiegiende
Mehrzahl gestellt haben, waren seit Wilsons Niederlage im Jahre
1920 wieder einmal am Ruder gewesen, und bei dem Amtsantritt

Hoovers im Jahre 1928 sah es so aus, als ob wie schon häufig eine

lange Kette ununterbrochener republikanischer Herrschaft folgen

, iI) Bei einer Addition der folgenden Ziffern ergeben sich gewisse Differe en

im Vergleich zu den eingangs genannten Ziffern des Vvlteeinkommene. Sie fin n

vor allem i re Ursache darin, daß bei Aufgliederung des Volkeeintommens auf die

einzelnen irtschaftegruppen unvermeidbare Ovppelzäblungen sich ergeben.

— Wahlmännerstimmen für Roosevelt gegen nur 59 für

würde. Aber das Gesetz des Pensdelschlages hat sich auch diesmal

wieder geltend gemacht, man stand vor einer Parteiwende, und das

verlieh dieser Wahl jenes die öffentlicheMeinung erregen-de Moment

höchsterErwartung. Als zweites kam hinzu, daß die letzteHälfte
der vierjährigen Präsidentschaft Hoovers zusammenfiel nnt der un-

geheuerlichsten Wirtschaftskrise und Depression, welche die Ver-

einigten Staaten, sonst ein verwöhntes Sonntagskind der Natur und

der Geschichte, je befallen hat. Land und Volk waren in einen Zu-
stand tiefster Beunru·higung, Verbitterung, ja Verzweiflung Diese
Stimmung der wirtschaftlichen Beängstigung und Ratlosigkeit liefert
wohl den Hauptschlüsselzum Verständnis für den Ausgang der dies-

jährigen amerikanischen Wahlen. Man sah als einzigen Ausweg nur

eine radikale Änderung im System, d. h. die Machtübertragung iauf
die andere Partei. Das erklärt zum großen Teile auch »die bisher
in der amerikanischen Wahlgeschichte kaum dagewesene Mehrheit,
mik«der der neue Mann aus den Wahlen hervorgegangen ist (472

oover). Als

ein Symptom für die Stimmung des Ressentiment ,
unter deren

Zeichen diese Volksentscheidung vor sich gegangen ist, kann auch
die überraschendstarke Zunahme der bei früheren Wahlen kaum in

die Erscheinung getretenen Stimmen für den sozialistisschenKan-

didaten gedeutet wer-den.
»

- Neben diesem alles beherrschenden Faktor verblaßten die anderen

Schlagworte in den Wahlprogrammen beider Gegner wie Prohibition,
deren Abschasfung oder Abänderung natürlich noch in weitem Felde
liegt, Tarife, Not der Landwirtschaft usw. Die Programme beider

Parteien, mit denen sie in den Wahlkampf gingen, wiesen bei schär-
ferer Analyse so wenig Unterschiede auf, daß mehr als jemals für
diese Wahlen von 1932 das alte olitische Scherzwort galt, daß bei

Licht besehen der ganze Untersckkiedzwischen Republikanern und

Demokraten einzig darin bestehe, daß die einen ,,drinnen«,d. h. an

der Macht, und die anderen »dva-ußen«,noch nicht an der Macht sind.
Die Machtergreifung durch die Demokraten ist diesmal — außer

dem Präsidenten und Vizepräsidenten wurde das ganze Abgeord-
n-etenhaus, ein Drittel des Senats, über 30 einzelstaatliche Gouver-
neure und viele hähere Beamte und Richter neugewählt —- zahlen-
mäßig mit ungewöhnlicher Vehemenz erfolgt. Die Exekutisve, d. h.
die Präsidentschaft, wird iin den nächsten Jahren eine Tegislative,
den Kongreß, haben, der im Unter- und Oberhaus eine starke demo-

kratische Mehrheit aufweist. Darauf gründet sich auch die berechtigte
Hoffnung, daß Roosevelt es bei der Durchführung seiner innen- und

außenpolttischenJdeen viel leichter haben wer-de als Hoover, der ja
überhaupt viel unverschuldetes Pech gehabt hat und fast während
seiner ganzen Amtszeit meistens mit einem widerspenstigen Par-
liament zu arbeiten hatte.

Prognosen und Horoskope für die im nächstenMärz anbrechende
demokratische Ära zu stellen, wäre verfrüht. Doch dürfte sich in den

großen außenpolitischen,Europa besonders interessierenden Fragen,
wie der Abrüstsung,der Haltung zum Briand-Kellogg-Pakt vorläufig
wenigstens nicht viel ändern. Auch die Frage der interalliiserten

Schulden wird noch- einige Zeit die große Sphinx bleiben, die sie bis-

her war. Zu hoffen und zu wünschen ist, daß es den iaus der Welle

einer großen Volksbewegung zur Macht gelangenden Demokraten

gelingen möge, Land und Volk Amerikas ein Stück Weges aus der

Wüste der Depression in das gelobte Tand neuer Prosperität zu führen.
Bei der bedeutenden Schlüsselstellung,die die Vereinigten Staaten
im weltwirtschaftlichen Organismus einnehmen, würde eine solche
Gesundung auf die übrige Welt wohltätig ausstrahlen und den er-

sehnten allgemeinen Heilungsprozeßbeschleunigen.

vie umspannt-umg- apf deu- oquap
Die zentrale Bedeutung des Nationalitätenproblems in der

europäischenPolitik wird erneut eindringlich unter Beweis gestellt
durch- das Scheitern der Bukarester -(111.) BalkansKonferenz an

dem unüiberbrückbaren Gegensatz zwischen Südslawien und Bul-

garien. Die beiden ersten Konserenzen in Athen (1930) sund Kon-

stantinopel (19,31) hatten esto
viele Fragen aufgeworfen, an denen

alle Balkanstaaten in glei er Richtung interessiert sind, daß man

es wagen konnte, auf der diesjährigen Bukarester Konserenz den

Entwurf eines Balkanpaktes zur Debatte zu stellen, der den euros

päischen Brandherd im Südosten dauernd unter Wasser setzen und

die loyale Zusammenarbeit der südöstlichen Staatengruppe an-

bahnen sollte.
Alles wäre gut gegangen, wenn nicht Südslawien an seiner

alten These festgehalten hätte, daß die bulgarische Bevöbkerung
Südserbiens (Mazedoniens) in Wirklichkeit serbisch und nicht dul-

garisch sei. Auf Grund dieser These verweigert nämlich Süd-
slawien den ma edonischen Bulgaren — deren sbulgarische Volks-

zugehörigkeit ni t nur durch ihre eigene Willensäußerung, sondern
auch durch die Forschungen aller maßgebendenWissenschaftler schon
seit Jahrzehnten nachgewiesen ist —T alle Volkstumsrechte und be-

handelt jede Lebensäußerung des-bulgarischen Volkstums als straf-
würdigen Separatismus. Bulgarien umgekehrt kann seine Unter-

schrift unter keinen Pakt setzen, der diesen Zustand auch nur still-

ZU
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schweigend duldet. Besonders auch deshalb, weil eigentlich niemand
dem berechtigten bulgarischen Standpunkt in der Frage der Volks-

zugehörigkeit der slawischen Mazedonier widersprechen kann.
So hat denn die Bukarester Konserenz dem Süsdosten nicht den

erstrebten Frieden gebracht. Jm Gegenteil! Die fehlgegangenen
Einigungsverhandlungen haben den Gegensatz Bulgarien—Süd-
slawien, der sich im Niemandsland an der stachelsdraihtbewehrten
Grenze zwischen bei-den Mächtenf fast täglich blutig entladet, nur

noch mehr betont. — Europa wird sich daran gewöhnen müssen,
daß »die Gemeinsamkeit politischer und wirtschaftlicher Interessen
niemals imstande sein wird, die Abgründe zu ü«berbrücken,die die

nationale Unsdsuldsamkeit zwischen den Völkern aufreißt. Der Weg
zur politischen und wirtschaftlichen Zusammenarbeit geht über die

Lösung der Nationalitätenfrage:
Voraussetzung des Friedens. Dr. K. T.

Neuer Lebensroum für die deutsche Jugend
Sie wollen nicht verderben in der Dauererwerbslosigkeit, sondern

sich neuen Lebensraum erkämpfen, die zur Schicksalsgemeinschast
zusammengeschweißtenStudenten, Angestellten, Arbeiter, Bauern-

söhne. Jm freiwilligen Arbeitsdienst, der als Vorläufer
zur Arbeitsdienstpflicht vielfach gerade in Kreisen der

Jugend begrüßt wird, erblickt die arbeitsfrohe Jugend die Lebens-

schul·e, die sie befähigen soll für den Kampf um die Gewinnung
neuen Tebensraumes unserer ,,proletarischsen Ration«. Von der

,,Verschulung« unserer«Berufsvorbereitung, soweit sie namentlich in

Verbindung mit dem Berechtigungswesen zum Werkzeug für indi-

viduelle Tebensversorgung herabgewürdigt ist, rückt diese Jugend
energisch ab. Jhre geistigen Pioniere, allen poran das ,,D e utsch e

Stu dentenw er k«, haben seit Jahren den Hochschulverband und

die Reichsregierung darauf hingewiesen, wie die Bildungshochs
konjunktur namentlich der akademischen Jugend die Berufsaussichten
vermauert hat und das Heer der um ihre Zukunft fürchtenden
Jugend lawinengleich anschwellen läßt. Das hat zur Spannung
zwischen den Generationen geführt. Das »Deutsche Stusdentenwerk«,
die Selbsthilfeorganisation der akademischen Jugend, sieht deren

seelische und wirtschaftliche Not als einen untrennbaren Bestandteil
der Lebensraumnot der ganzen deutschen Jugend an. Durch eine

Rundfrage ,,Wo findet die deutsch-e Jugend neuen

Lebensrausm?« bei Männern aller Berufe und Altersstufen,
die diese Lebensraumnot unserer Jugend »als eine der brennendsten
Volksnöte empfinden ist ies zum erstenmal gelungen, grundlegende
Feststellungen und orderungen programmatisch zusammenzufassen,
die ein Spiegel-bild der besonders schwierigen Lage in Deutschland
und der Notwendigkeit einer planvollen Umgestaltung unserer ge-

samten Lebensbedingungen biet-en. Sie lassen sich dahin zusammen-
fassen: Herausziehung aller im industriell-kapitalistischen,,Sektor«
überflüssig gewordenen Arbeitskräfte zur Schaffung eines neuen

Tebensraumes durch Reagraris ierung unserer Volkswirt-
schaft in Form der genossenschaftlichen Aufstiegss
siedlung an Stelle der bisherigen schlüsselfertigen Individual-
siedlung. In dieser innerdeutschen Raum-planwirtschaft soll die

jüngere Generation unseres Mittelstandes, insbesondere die akade-

mische Jugend, durch das Arbeitsdienstjaihr planmäßig an-

gesetzt wer-den zum Aufbau der neuen Siedlungen, vornehmlich in

der bedrohten Østmark, zur Auflockerung unserer Großstäsdte und

Industriezentren, zur Schaffung des Ausgleiches zwischen der

Bauerngrundlage und dem industriell-städtischen Überbau, zwischen
den verschiedenen Berufen, Ständen und Altersschichten. Zum
gleichen Ziele sollen führen: der Ausbau des letzten Volksschul-
jahres zu einem Gefüge »von arbeitsunterrichtlichen Gruppen, die

Beschränkung der Arbeitsplatzgelsegenheiten der älteren zugunsten der

jüngeren Generation.

Freiheit des Volkstums ist die·

Diese wie die ähnlichen Forderungen nach einer Berufsplans
wirtschaft und einer Bildungsreform sind nicht lediglich Schreib-
tischprodukte,, sondern Vorschläge von Männern, die mitten im

praktischen Leben stehen. Vor allen haben die beiden ersten Preisd
träger dieser in Form eines Preisausschreibens gestellten Rund-

frage, der Siedlungspionier KüpperssSonnenberg und der
Kolomalfachmann Rudolf Böhmer sowie der Bearbeiter der -

Hundstage,Pr. Es chmann, eine Fülle schwerwiegender Gründe
fur die baldige Inangriffnahme dieses großen nationalen Aufbau-
werkes der deutschen Jugend ins Treffen geführt, deren eingehende
Erorterung wohl nicht mehr aus der öffentlichen Diskussion ver-

schwinden wird. Dr. R udloff.

Die Reichsbahnszeutralfchulein Brandenburg-West
Die Reichsbahn besitzt zur Schulung ihres Personals und zur

Verhutung von Verkehrsunfällen drei Zentralschulen, in Branden-

burg-West,in Hanau und in Freimann bei München. Ein Be-
such in» der ReichsbahnsZesntralschule Brandenburg-West zeigt,
welche Sorgfalt auf die Ausbildung und Auslese des Personals
gelegt wird. Fern dem Großstadtlärm liegen — um einen
großen Hof angeordnet —- in zwei Hauptgebäuden die Unter-
richts- und Wohnräume, die Wirtschafts- und Aufenthalts-
räume für über 100 Reichsbahnbedienstete als Schüler, sowie die
Unterrichtssäle, darunter ein großer Vortragssaal mit Film- und

Tichtbildapparaturemein reich ausgestatteter Physiksasal mit Reben-
raumen und Zeichens bzw. Übungsssäle Andere Tehrsäle befinden
sich weiterhin bei den verschiedenen übungsständenin Nebengebäuden,
z. B. beim Lehrstellwerk, das mit einer umfangreichen
Außenanlage verbunden ist, die die Arten des Osberbasues, die
Signale und Spannwerke enthält, beim speziellen sA n s ch a u u n gs -

s a al aus den Fachgebieten Oberbau, Sicherungswesen und Schwach-
stromteschnikund beim Güterabfertigungsdienst, der am

meisten Interesse erweckte. Reben der Annahmeluke und anderen

Schaltern,die mit Fahrkartendruckmaschinen,Fri·dopa-Waagen,Vor-
prüfern und Karteien ausgestattet waren, befinden sich in der Lehr-
güterabfertigung30 arbeitsschulmäßig eingerichtete Übungsplätze
für Je zwei Schüler, die hier Frachtbriefe zu bearbeiten, Vers-and-
-bücher,Freibetrasgs und Rachnahmebücher zu führen und alle damit

zusammenhängendenKassen- und Rechnungsarbeiten zu erledigen
ernen.

Die Dienstanfänger der Eisenbahn wurden früher nur bei den

verschiedenenDienststellen (Bahnhöfen, Fahrkartenausgaben, Güter-
abfertigung) nach den für jede Laufbahn festgelegten Plänen prak-
tisch aus-gebildet. Während der Ausbildungszeit hielten die Dienst-
stellenvorsteher»Jnstruktionsstunden« ab, die meist von zweifelhaftem
padagogischen Wert waren. Hier zeigte die Einrichtung der Zentral-
schsulen mit ihren Fachlehrkräften,denen die Schulung des Beamten-

nachswuchsesam Herz-en liegt, in den letzten Jahren beste Ergebnisse.
Jn der Schule werden die Dienstanfänger für die technisch-en und

nichttechnischen Taufbahnen (ReichsbahnsiBetriebsiassistentemOber-
sekretäre usw.) unterrichtet. Die bereits im praktischen Dienst-
stehenden Beamten werden zu Sonderlehrgängen zur Schule ab-

gesor«dt;ztetJLt
So fanden zahlreiche Kurse für Zugschaffner, Tarifbeamte

u w. a .

Die Deutsche ReichsbahnsGesellschaft ist ständig darauf bedacht,
durch Übevprüfungsund Ausbildung ihres Personals die Sicherheit
des Verkehrs und der Reisenden zu erhöhen. Aber sie ist dabei
auch auf die Mitarbeit des Publikums, von Schule und Eltern-
haus angewiesen. Daß hier insbesondere Berufs- und Volksschule
auf dem Gebiet der Verkehrserziehung wert-volle Fortschritte erzielt
haben, zeigte vor kurzem die Ausstellung »Verkehrsunfallverhütung
durch Verkehrserziehung«im Berliner Zentralinstitut für Erziehung
und Unterricht. Schu.

Das eigensiändigeVolk
Von Dr. Werner Wirths

Jm Kriege wurde das Selbstbestimmungsrecht der Völker zur
Propagandaparole erhoben, und in den Genfer Minderheitenschutzi
verträgen suchte man die schweren Verstöße-wider dies propagierte
Selbstbestimmungsrecht, die sin den Friedensdiktaten in grotesker
Weise Gestalt gewonnen hatten, gleichsam abzuschwächen. Bei aller

fragwürdigen Unzulänglichkeit, die diesen internationalen Schutz-
verträgen eigen ist, sie basieren auf der Erkenntnis (und dem

schlechten Gewissen), daß der Viergewaltigung lebendigen Volks-
tums Grenzen gesetzt sind, und daß das ungeheure Unrecht der

Friedensdiktate, die Millionen Menschen von ihrem Volkskörper ab-

schnitten, wenigstens durch die bedingte Anerkennung primitivsten
Volksrechts auf dem Gebiet der Sprache, der Schule, der Kultur

gemildert wer-den müsse. Schon der Kampf um die Minderheiten-
rechte aber erweist, wie notwendig es ist, grundsätzlicheKlarheit
über das Wesen des Volkstums und die Vielfältigkeit der
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Begriffe, die von ihm
hängen, zu gewinnen beziehungsweise überhaupt erst zu
schaffen. So gründlich die Philosophen die Beziehungen
von Mensch und Staat in zweitausendjährigerArbeit durchdacht
und in den verschiedensten Theorien niedergelegt haben, so flüchtig
und allenfalls innerhalb bestehender Disziplinen wurde das Volks-
mäßige, das Sein und Werden, die Unterschiedlichkeit und Ver-
flechtung der Völker berücksichtigt,und der beste Beweis für diese
Lücke in der politischen und wissenschaftlichen ·Auffassung ist die-
sinnverwirrende Vielheit der Auslegungen, die das »Volksmäßige«
erfährt. Wohl pflegen die einzelnen Wissenschaften, wie Rassen-
und Sprachenkunde, mit diesen Begriffen zu arbeiten, aber sie bleiben
gleichsam an der Peripherie des Problems (dieses vielleicht bren-

nendsten Problems der Völker und insbesondere des deutschen
Volkes) stecken, weil sie einer zusammenfassenden schöpferischsen

ausgehen und mit ihm zusammen-
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Grundanschauung entbehren, weil ihnen das Volk weder ein leben-

diger Begriff noch ein lebendiger Wert ist. Um so notwendiger ist
für eine Zeit, die Volk und Volksgut bewußter erkennt, gerade weil

sich die politische Macht gegen diese wendet, und ihr früher selbst-
verständliches autonomes Recht innerhalb der Staaten mehr und

mehr beschränktwird, eine allgültige Volkstheorie, deren Wahrheit
sich weder der Wissenschaftler noch der Politiker entziehen kann und

durch·dieWissenschaft und Politik zu volkspolitischer Verantwort-
lichkeit erzogen werden.

»

So kommtdem neuen Werke Max Hildebert Boehmst »Das
e,Igenstandige Volk« (Verlag Vandenhoeck sx Ruprecht, Göt-
tMgPU 1932) innerhalb der volkspolitischen Publizistik eine ent-

scheidendeBedeutung zu. Denn hier sind mit politischem und

wissenschaftlichemRüstzeug die volkstheoretischen Grundlagen der

Ethnopolitik und Geisteswifsenschaften erarbeitet, wird die Lehre
vom Staat durch die Lehre vom ,,eigenständigenVolk« ergänzt, wird

ein zumindesrrein wissenschaftlich noch fast unerschlossenes Gebiet
mit philosophischer Eindringlichkeit erforscht und »das Substanzielle
der Volkspersönlichkeitumfassend dargestellt.

»

Es ist auf gedrängtem Raum nicht möglich, die Untersuchungen,
die der Verfasser über die den europäischen Nationalitätens und

GrenzkampffbestimmendenGrundbegriffe und Ideen geführthat, im
einzelnen kritisch zu behandeln. Rur das Grundsätzliche kann her-
ausgehobenwerden: die Methode, einen zuweilen wahrhaft gigan-
tischenSchutt politischer und wissenschaftlicher Jrrtümer hinweg-
zuraumen, neue wissenschaftliche Erkenntnisse mit der politischen
Erfahrung des vor- und nachkriegszeitlichen Völkerkampfes zu ver-

binden unsd für Gegenwart und Zukunft nutzbar zu machen. Dies

Genfer Abrüstuiigskonferenz— und was nun? Der deutsche Kampf
um Abrüstung und Gleichberechtigung Von W e r n e r F re i h e r r

von Rhein-b ab en, Staatssekretär z. D., deutscher Delegierter
zur Asbrüstungskonferensz« Entscheidungen der Politik. Heft 2.

Verlagsanstalt Otto Stollberg G.m.b.H., Berlin. 79 S.

Die Verhandlungen der Allgemeinen Abrüstungskonferenz
zwischen dem 2. Februar und 23. Juli id. J. sind bisher noch
nirgends im Zusammenhang geschildert worden. Jhr Niederschlag
sind zahlreiche Völkerbundsdokumente und Sitzungsberichte lder

einzelnen Konnnissionen der -A-brüstungskonferenz,durch die sich nur

Fsachleute durcharbeiten können. Es sist deshalb sehr dankenswert,
daß einer der deutschen Delegierten ausf der Konferenz, Staats-

sekretär z. D. Freiherr von Rheinbaben, den Gang der Verhand-
lungen in der vorliegenden Schrift kurz zusammengefaßt hat. Er

tut dies smit der gründlichen Kenntnis des an den Verhandlungen
beteiligten Sachkenners und mit dem geübten Blick des erfahrenen
Politikers für das Wesentliche. Bei der Bedeutung des Abrüstungs-
problems für die deutsche iAußenpolitik wird die Schrift allen außen-

politisch Jnteressierten »von Wert und Nutzen sein. Wenn auch

Deutschlandsich an den Verhandlungen der Abrüstungskonferenznicht
betei igt, bis die Gleichberechtisgungsfrage eindeutig klargestellt ist,
ist doch wohl zu erwarten, daß wir der Konferenz nicht dauernd

fernbleiben. Ohne suns wäre ja ein allgemeines Abrüstungss
abkommen unmöglich. Die Schrift Rhein-hohem wird auch, wenn

erst die Verhandlungen der Konfereniz wieder voll in Gang sind,
besonders wertvoll sein für alle diejenigen, die den Verhandlungen
fol en wollen. Jm Anhang gibt Rheinbaben einige der wichtigsten
Do mente zum deutschen Standpunkt in der Gleichberechtigungss

frage wieder, deren Kenntnis zum Verständnis der künftigen Ver-

handbungen über diese Frage unentbehrlich ist. Der Schrift Rhein-
babens wünscht man eine möglichstweitgehende Verbreitung. Mit

ishr ist die Schriftenfolge »Entscheidungender Politik« in wirkungs-
voller Weise fortgesetzt. K. St·

Graf Westarp: Am Grabe der Parteiherrschaft f Bilanz des deutschen
Parlamentarismus von 1918 bis 1932. Verlag Georg Stilk«e,
Berlin. 1932. 132 Seiten. preis 1,50 RM. dresch-

Einer der erfahrensten Parlamentarier des konstitutionellen und

des demokratischen Deutschland gibt hier eine sorgfältige Übersichtzur

staatsgeschichtlichenEntwicklung unseres Parteiwesens. Der Partei-
politik steht er ohne Vorurteile gegenüber,die Partei als Einrichtung
hält er auch in Zukunft für unentbehrlich. Aber die Staats-

leistung der Parteiherrschaft in der Nachkriegszeit erscheint ihm
durchaus negativ.

Westarp zerlegt die Zeit von 1918 bis 1932 in vier Abschnitte.
Zunächstbeschäftigt er sich mit dem Rovemberumsturz, den die Neu-

ordnung der Reichsgewalt abschließt. Der zweite Abschnitt steht im

Zeichen der großenKämpfe um die durch Versailles bedrohte Existenz
der Nation. Das Jahr 1924 bedeutet die Wende zu einem Aufbau-
versuch, der mit wechselnden Erfolgen bis zum Jahre 1930 reicht
und sich dann als Fehlgründung erweist. Mit der Regierung Brü-

Blick in die Bücher

Buch ist Wissenschaft, weil es an Hand eines gewaltigen Materials

nachweist, wie sehr der Wissenschaft bisher die Volkstheorie als ob-

jektive Erkenntnisgrundlage gefehlt hat, und es ist im besten Sinne

politisch, weil es nicht in Gelehrsamkeit erstickt, sondern getragen
ist vom lebendigen Erlebnis des tragischen Ringens deutschen und

europäischen Volkstums gegen staatliche Macht und Jntoleranz.
Zugleich aber ist dieses Werk mehr als ein wissenschaftliche und

politische Begriffe klärendes Buch: es zieht aus der Geschichte der

Staaten und Völker unerbittliche Folgerungen. Gerade weil es

sich nicht romantisch in die modische Anbetung des Volkstümlichen
als letzter Jnstanz verliert und realpolitische und staatliche Rot-

wendigkeiten nicht übersieht, legt es mit letzter Rücksichtslosigkeit
die Schäden bloß, die eine falsche Staatslehre über Europa brachte,
offenbart es mit untrüglicher Gewißheit, daß ohne Anerkenntnis
der Volkspersönlichkeit, als der anderen Grundform mensch-
lichen Daseins, eine Völkergemeinschaft nicht möglich ist, daß die

Beziehungen der Völker von dieser Anerkenntnis entscheidend
abhängen.

Die geistige Krise der Gegenwart — hängt sie nicht damit zu-
sammen, daß zwischenWirklichkeit und Idee, zwischen Tat und

Geist, zwischen po itischer Praxis und geistiger Zielsetzung eine fast
unüberbrückbare Kluft besteht? Das Buch Boehms, um die Lösung
einer deutschen und europäischenSchicksalsfrage bemüht und in die

Tiefen des Volksproblems hinabsteigend, schlägt diese Brücke. Der

Wissenschaftler und der Politiker sollten sich daher gründlichmit ihm
auseinandersetzen, nicht zuletzt um das eigene geistige Blickfeld zu
erweitern und das eigene volkspolitische Verantwortungsbewußtsein
zu schärfen.

ning beginnt dann die Rückkehr zum Gedanken der autoritären

Staatsführung. Fehlschläge der inneren und äußeren Politik zer-

stören das Vertrauen zum Parteirsegiment »So kam«,wie Westarp
schreibt, »die Götterdämmerung der Parteien. Jhr Versagen hatte
die Möglichkeit zu einer tatsächlichenVer-drängung aus der absoluten
Herrschaft eröffnet. Durch eine stürmischeund radikal-e Bewegung
in den Wählermassenwurden sie in ihrem Bestand und inneren Bau

erschüttert.« Westarp kommt dann aber zu der Feststellung, daß die

neuen Bewegungen, insbesondere der Nationalsozialismus, wiederum

auf den Kurs der Parteiherrfchaft losgesteuert find. J esd e politische
Massenorganisation wird nach Westarps Ansicht diesen verhängnis-
vollen Weg gehen müssen,sweil die agitatorisch zusammengetriebenen
Wählermaffen die Führung zwingen, das demokratische System zur

Durchsetzung ihrer Jnteressenprogramme zu benutzen.
Künftigen Reformen wird man dadurch eine organische Grund-

lage geben müssen daß man die Kräfte bloßlegt, die hinter den

Parteien stehen. Die Parteiengeschichte ist eine Geschichte der Auße-
rungen des Volkswillens, »aber dieser Volkswille selbst beruht auf
öffentlichen Zuständen, die zu bestimmten Verhaltungsweisen hin-
drängen. Es genügt also nicht, wenn man aus dem, was sich im

.
Reichstag in den letzten vier-zehn Jahren abgespielt hat, seine Schlüsse
zieht. Darum bedarf jede Geschichte des parlamentarischen
A b liau f s einer Ergänzung durch eine Jsdee ng e s ch i ch t e.

Graf Westarp hat sich darauf beschränkt,das Tun und Unterlassen
der Volksvertreter aufzuhellen. Was uns jetzt noch fehlt, wäre eine

Geschichte der weltanschaulichen Veränderungen, aus denen sich der

Wandel im Daseins- und Wirkungsbilde der Parlamentsgruppen
ergäbe. Westarps Verdienst ist die klare Aufreihung des parlamen-
tarischen Geschehens; aber erst die Hintergründe dieses Meine-is und

Wollens deuten uns die Zwangsläufigkeit dieser Entwicklung
Dr.Sch-—P-f.

Die Maßnahmen zur Wirtschaftsbelebung. Ein praktischer
Wegweiser durch den Wirtschaftsplan vom

4. September 1932.

für Heimatdienst. Zentralverlag G.
63 Seiten. Preis: 0,40 RM.

Dieser kleine Wegweiser ist im Einvernehmen mit-der Reichs-
zentrale für Heimatdienst von sachkundigensAutoren bearbeitet wor-

den: Ministerialrat Zülow schrieb über die Steuergutscheine für
Steuerzahlungen, Ministerialdirektor Dr. Weigert über die Beschäfti-
gungsprämie und Ministerialdirektor Dr. Sitzler über die Tarifs
unterschreitung zwecks Entlastung des Arbeitsmarktes. Ein Anhang
unterrichtet ferner über den Reichszuschuß für Durchführung von

Bauarbeiten. In lebendiger Form und übersichtlicherGliederung
werden der Wirtschaftsplan des Reiches und der wesentliche Jnhalt
der einschlägigen Durchführungsbestimmungen dargestellt und er-

läutert; durch Beispiele wird das zum Teil schwierige Sachgebiet
im einzelnen aufgehellt. Jedem, der im praktischen Wirtschafts-
leben steht, dem Gewerbetreibenden, dem Kaufmann, Landwirt,

Grundbesitzer, dem Arbeitgeber wie dem Arbeitnehmer, wird dieses
Büchlein wertvolle Dienste zu leisten vermögen.

Herausgegeben von ider Reichszentr«ale
m. b. H., Berlin W55.
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Eine fromme, reine

Heiterkeit umfängt Leben

und Werk des Dichters, in

dessen Herzen die Romantik

ihren schlichtesten, fröh-
lichsten Uusklang fand.
Novalis, der weltabseits
Jnsichversunkene, hat zwar
des jungen Heidelberger Stu-
denten Seele mit seinen mysstis
schen Strophen durchdrun-
gen, aber während der

Freiherr von Hardenberg
seine Harfe unirdisch fern,
gewiß auch in den schön-
sten Hymnen darum uner-

. reicht tiefer erklingen ließ,
schuf sich Eichendorff mit

« . schnell vom Volk nach-
ei

—

»

d gesungenen Liedern dench . n v r »
Himmel auf Erden. Man

kann fast in allen Prosawerken und Gedichten Eichendorffs Stil-

einflüsse anderer Dichter feststellen, und doch ist etwas ihm allein
unter den deutschen Dichtern ureigen: die waldvogelfrohe Sing-
haftigkeit seiner Lieder, die immer wieder wundersam berührende
kindliche Reinheit des gläubigen Herzens, die aus seinen Erzäh-
lungen spricht.

Ach, selbst wo Eichendorff im »Schloß Dürande« traurige, tod-

schwere Ereignisse gestaltet, in »Ahnung und Gegenwart« die

napoleonische Zeit kritisiert, das Lächeln bleibt auf des Dichters
Lippen, die immer wieder auch in den Prosadichtungen zu singen
beginnen: aus dem Roman ,,21hnung-und Gegenwart« blüht das

unsterbliche Volkslied »O Täler weit, o Höhen«, der Taugenichts
singt ,,Wem Gott will rechte Gunst erweisen«.

Eichendorffs Leben erfüllte sich ohne schwere Konflikte und auf-
rührende Ereignisse. Der Student verließ das oberschlefischeSchloß
Lubowitz, wo er am lo. Mär-z 1788 geboren wurde, um in Halle
und Heidelberg zu studieren. Diese beiden Städte mit ihren roman-

tischen Flußtälern der Saale und des Neckars find die Traumbühnen
unzähliger Eichendorffischer Lieder geworden immer wieder

finden wir das Schloß auf hohem Fels über bewaldeten Uferhängen
ragen gleich dem Giebichenstein und der Kurfürstlichen pfalz. Der

EFØZUUUEJ- Zu feinem 75. Dotter-sage am 26. November 1932 Don Hilf-ev Hei-i
Krieg von 1806J07 führt den Dichter, da Napoleon die Universität
Halle schließt, nach Lubowitz zurück. Der Waffenstreit jedoch bewegt
damals nicht sonderlich sein Herz; während von der Beschießung
Kosels »der Kanonendonner hinüberdringt, lebt er »wie auf einer

seligen Insel getrennt von der übrigen Welt« daheim, »durch Feld
und Buchenhallen« streifen-d. Im Sommer 1807 finden wir Eichen-
dorff in Heidelberg; hier überfällt den jungen Dichter der ersten
glückseligen Verse und der ersten unglücklichen Liebe Erwachen;
unter dem Namen ,,Florens« einer romantischen Poetenrunde zu-
gesellt, veröffentlicht er seine ersten Gedichte.

Berlin und Wien sind die nächsten Etappen; in Berlin be-

einflußt ihn Friedrich Schlegel entscheidend, Wien aber wird die
»Residen««zseiner Seele«, bis die Freiheitskriege auch ihn bewegen,
ins LützowscheFreikorps einzutreten. Sein freiwilliges Soldaten-
tusm ward nie recht vor dem Feind erprobt. 1814 heiratet er Luise
von Larisch. ,,Wen Gott lieb hat, gab er solche Fraue«, gesteht
Eichen-dorff in einem seiner Gedichte.

Und nun wird äußerlich fein Leben das eines preußischenBe-
amten, obwohl der Dichter naturgemäß sich nie recht zum Bürd-

kraten eignete. Er war im Berliner Staatsministerium Dezernent
für Kirchen- und Schulwesen, wirkte als Regierungsrat in Königs-
berg und Danzig — hier hat er sich unsterbliche Verdienste mit seinen
erfolgreichen Bemühungen um die Wiederherstellung der Marien-
burg erworben.

Nach des Vaters Tode hatte die Familie Eichendorff ihren
Stammsitz Lubowitz verloren; als es im Lebensabend den Dichter
in die oberschlefische Heimat zurückzieht,findet er in Neiße seine
friedliche Wohnstätt, hier stirbt er am 26. November 1857, gerade
als er mit der Niederschrift des Lebens der heiligen Hedwig, der

schlesischenSchutzpatronin, begann. Auf dem Friedhof St. Jerusalem
ist dort sein Grab zu finden.

Seine Lieder aber wachen falterfröhlich in jedem Frühling in
unseren Herzen auf und führen uns nach einem kühlen Grunde, wo

das Mühlenrad geht, über Täler weit und Höhen in jene entrückte
Welt maiabendlicher Friedseligkeit, wie sie in der «Mondnacht« auf-
klingt:

»Es war, als hätt der Himmel
die Erde still geküßt —«

Längst namenlos für das breite Volk sind seine frohen Strophen
geworden; der anmutvolle Duft seiner heiteren Seele hat unsre
Herzen von Kind an durchdrungen, er lebt ewig in allem, was auch
noch heut wahrhaft deutsches Leben heißt.

Büchereingang
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Verhand- V

Entsetiungs-Jiekord
»Ja der Seit vom Fe-

bruar bis Ottober1931 bin

ich von 360 Pfd. auf 275

fd. gekommen und werde
Dr. Jansfens Entfettungss
tee auch weiterhin trinken,

» da er zu meinem Wohl-
befinden dringend not-

wendig ist.
Albert Minuth, Gastwirt,
Königsberg, Oberlaat 25.«

85 Hid. Almahme
bei absolutern Wohlbefin-
den bescheinigt der obige
Brief. Das folgende
Schreiben zeigt, daß Dr.

Fanssens Tee auch den

Rettzord
der Unschädlichteit

t:
Porträt deo Ersindere

bige Mitteilung machen, daß meine Tochter, 12 Fahre alt,
eine Gewichtsabnahme von 35 be. in 10 Wochen auf-
weist. Bei vollkommener Gesundheit-

ohne jeglicheBeschwerde
wirkt der vortreffliche Dr.-Janssen-Tee.«
R. Kübley Telegr.-Bhdrv., Kandern (Bad.) Bahnhof str. 12

»Kann Ihnen die freu-

Ungezähite Oantschreibent Und jeder empfiehlt
na

Kräften weiteri Um von der Wirkung die es wirtli
einzigartigen Mittels überzeugt zu werden und für seine

erbreitung einzutreten, sollen auch Sie absolut kosten-
frel und ohne jede Verpflichtung eine

lo Tage Graiiglnr
i erhalten, von der Sie schon bis zu v10 Pfund abnehmen
können. Sie brauchen nur sofort Ihre Adresse mitzu-
teilen am FriedrichsWilhelm-Apotheke« Abt. 97 G,
Charlottenburg 2. Orginalpatete d 2 M ind in
ajlen Apotheten zu haben. Gerstellen Chem. Fabr.
Dr. Janssem Charlottenburg 1, Krummestr. 89).

IIIMIWIIMIMMMMI IIISIIMZI
Intuition-Ich-- langgliirlsaekslkii i

Teieiom l- ( cöpenlcit M?
«

Treeknet im Freien
Rasenhleiehe Rasendleiche

Ein Hin-set- za verstieflem

Leut-essen Familienlebens

Mütter und Kinderkreunde

Herausgegeben im 6. Jahrgange von Adele schreiben-

Prächtige Aufnahme-n aus dem Kinder-— und Familie-hieben

Ein Jahreskalender für

Preis trotz besserer Aus-

stettung herabgesetzt nut- M-
Zu beziehen durch alle einschlägigen Geschäfte

leikiilliklilllS.Ill.II.II..Iskllll IIIZE.MIIIMU siMI



Der Heimatdiensi

»

,,Zahl U nd Bild« iiiiiiigiiigiisiiigiieiliitgiiiiilliiiiinliiiiliei
in guten, wohlfeilen Ausgaben. Jeder Band

Lein-schau vorn Z.-30. NOVJOZL
nat an 2.65

im Zentralinstitut tiir Erziehung und Unterricht
They-or sont-no -

Berlin Wss J Potsdamer strese 120
v

Roman aus dem wintsk
— . . . . . »

ck ilslll slllkliL 1812 auf1813. von-stän-
(taglich von los-is Uhr bei freiem Eintritt geoffnet) enge Ausgabe« — 640 Zeiten«

.

satt-v stemp-
Diese sehr interessante schau versucht erstmals die und Haben Der; deiesflhfKeufmyäizig

. .

-
. . s . .

Blldstakkstlk· wie sie von schulen und Verbänden, onna kam--

koman O s U g

.. .

« All sechs Bände vollständi in
Museen und Ausstellungen.iur Unterricht, Werbung als ÅIIIISIL zwåHänden· — 1748 seitgosp
und Kulturpropaganda, benutzt wird, in den Mittel- Its-tu Ists-MI-

«
'

V llst.A s .

punkt der Kritik zu sei-en. Eins »Meine-ask dar end- Dis VsklcksllcllallilscllklflHm seäeä
III-Ist listing-n

·

R v n tä d·

J
Das lclzlc KapltclsAJYZYSCEssgitåik

Wilh-Im Isido-

lnstitute. Verleger und schulen sind dort vertreten.

oskuungorpastor RomeosVggätgndtige· usge e. ei en.

statistik« regt zu Vergleichen und Untersuchungen en.

Zahlreiche Behörden und Unternehmungen. Museen,»

Die chronili iier sperlingsgasse
s O n d S ff il h I«U n g Roman. Vollständige Ausgabe.

«
dohri Geleite-Chy-

Dek Roman eines- Leidenschaft

Montag, den 21. November III-z von H Uhr MO« ask-VI-
' '

Roman. Vollständi e Aus-

gabe· — 480 seitsg« P

Lustile cshghotors
·

R sd m « J hr«

oman au e . e -

nor hundert. Vollständige
Ausgabe. — 512 seiten.

Ludiivlg Sau-heter-

HM »Ob« WWW CLW ller lllann im salz. MERMITHE
fäh- LMM est-·- XWMrr

hunderts. vollständige Ausgabe. —- 509 seiten.
» Ludvvl can-heter-

as schweigenim Walde. komm
« « "

« 9 voiiständi eAus abs. —- 511 seiten.IEIetttkteh Heulel s .......,........S»·
9

Romanawm M

Gesammelte Werke Dls MMIIsklAUssi sang cis-s ie. sah--
hunderts. Zwei Bände vollständig in einem

Band. — 520 seiten.
in 5 Ganzleinenbänden

»

u-«kqagsspk.»über 2600 seiten aut Dünndruckpapiet uslwoibkönlg·Hochlandsmmäsp

Eintritt kostenlos.

ststt wie bisher RM Bos— - Ludvirl san-holen
R Di l Bä d,

- oman. ezwe n e

var 7.50 - ohlsooHuhoriuss vollst. in einem Band.
— 512 seiten.

·

.

d- c- link-

T Aus dem Inhalt: Romen. VollständigeAuss

Bd. I: Lebt-echt Hälmchen. von Perlin nach Berlin gabe· — M satte-L
-

suchst-I Vcss

Bd. II: .vorstadtgesoluchtenIXII Roman aus dem Engedim
Bd. III: Heimatgescluehten IXII II g s Vollst. Ausg. -—456 seiten.

Bd. IV: Reinhard Flemmings Abenteuer VII-I III-MINI-

Bd. v: spukgeschiohten. Phantasiestiicke. Musik Roman. Vollst. Ausgebe.
der armen Leute. Gedichtc- meu »Ma-

·

Rom n. Vollständi e

Bei Aufgabe der Bestellung bitten wir, den Betrag zuzüglich Ausgaabs
g

i 40 Rpf. für Pol-tm zusammen also RM 7.90 gleichzeitig
«

»

enk unser Poetecheckkonto B etlin 1023 83 zu überweisen.

Bei Nachahmezusendw Mehl-usw«
Die zusendung der Bücher erfolgt gegenvorelnsendung des Betrug-.
dem 40 Rot. für Porto hinzuzurechnen sind oder unter Nsehnehme

Zenkmkzchkikthemieb, Berlin w 35 zentral -sehriften-Vertrieli Berlin W ZE,
Potsdamek stkaize 41 Potsdamer straBe 41 X Postscheckkonto Berlin 102383 .

—
.

ösl



Der Helmaidienst

öLGEMXLDE

namhafter Maler, konkurrenzlos billig
von Mic.25,- an. 8 Tage zur Ansicht
Über to ooo zutriedene Kunden. Für Mitglieder
: oW od. Zahlungserleichterung ohne Preiseukschlag
bis 12 Monate. Besiehtigen sie unverbindlieh
unsere Ausstellung oder verlangen sie photo-
graphische Abbildungen Nr. Iro.

Vetsand nach allen Plätzen D eutsehlands.

»Der Kunstkreis« S. m. h. l-l. —
Verkautsstelle cl. Deutschen Maler-Gilde e. V«

Berlin c 25. Kur-e stralze 17 , hinter dem Lehrer-

vereinshaus, an der Landsberger strebe. Geschäfts-
zeit 9—7 Uhr. Telefom Kupfer-graben 4048

Deko rats ve Raumku ns l:
lllilllilllllillllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllillIlllllilillillllllllllllllllllllllllilllllllllllllllllllllllilllllillllllllllllllllllllllllllllllll

Wohn- und Geschäftsräume

spez. : Treppenflure, Fassaden
Seel iegeaewektakbeit.
ahe- allekhilligste Preises

Auch Zahlungserleichterung.

Malerei Werkstätten Wolclt
Neukölln. Herrnannstrakze 16
Anruf- F2. Neuköllrn 2295.

Polster-arbeiten
Unterseite-rissen net-zeitliche

kersnengestaltung, Dekoration
werden von erstklassigern alten Fach-
mann zu billigsten Preisen ausgeführt

Paul Don-eng sen-,
set-list NO Is, Drenzlauer Allee 36.

«spelrt über spa-

Korbrnöbel ab Fabrik!

Niedrlge Preise· franko Lfg.
schlagen stell. Polstergarn.
Mk. 30.--. Katalo gratls.
KorhmöbeltahriclcBöhm,
Olivrlangenstallt 327, Lichtenlels - Lini.

Ill· Ilslskll II MMIIII

»l«elimsaacllssml.
Altesies Tuchversanilllaus

mit eigener Fabrikation

spannt-ern l. l.. sc

llill III-«selten
schlatzim Polster, stahlmatr.
an jedem ellzahlg. Kat. krel«
Eisenmöbeltabrilt Suhl tschier

20000»k;:::..«
X

die in ihrer samtn-
lung iehleg. sur irel· ;
en Auswahl iilri bis
16 Piennlg stücle . ;

Verlangen le Pro- : »

nannte-. —- n. unsin,l
Beku- N. lskkiedklchsmhe 231es

—

Verlangen Sie

llllslslllllsPkcsllllllls
ubet

slilillsllllllllslills
llllllllskllllllss
lllckillllk

Vom

zentralverlag S.rn.l1.ll.
Ssrlla Wäs. Polsllamsr slr. il

Der
deutsche Volkswirt

LEITFCHRIET FOR sechszi-
UND WIATFCEIAPT

HerausgeberGustav Frei-per
VEKLÄG UND REDAKTION:

BERLIN W35. scEONEBERGEK IJFEK 32

Erscheint jeden Frei-az. Einschluss-nor RM LZO

Inicndslclionnsmni vierteljährl. KM Iz-

Unterrichtend - Unabhängig s Unparteiiseh

Die einzige grejie Politisch-

wirtschajtliche Wechensehrijr Deutschlands

Nie war wirtschajtliclie Unterriclnung
so notwendig wie heute

Verlangen sie Probeexernplare leesrenlos vorn Verleg

IS IIIII

-

Lichtstarke Geräte mit Motor

und allem zubehör. Geeignet für

kino - Vorführungen in schellen-
Vereinen, Industrie etc-

(erstes Modell)

(erstes Modell)

Koffer

Bild 1,50 X 1,50 m

l. Agfa-Movector
16 mm mit 2 Objektiven in Holzkoffer.
110—-220 V, Proj.- Bild "2,50 )( 2,50 m

Gelegenheit

Il. zeiss-ll(on Projektor
mit Universal-Widerstand.
Ausführung, Frei-Bild bis 2 X 2 m, in

Gelegenheit

lll. Kodak-Koclascop »O«
in Metallkofier. sehr praktischer Reise-

apparat von geringen AusmaiZen. Frei--

Gelegenheit

lichtstarke

aller Gebiete.

gen!

ment.

Unser Filsnverleih
von 16 snsn Schmaltilnsen

enthält Kulturiilme, sport- und Unter-

haltungsfilme, wissenschaftliche Filme

Günstige Leihbedingun-
Filmverzeichnis kostenlos

Wir sind spezialisiert in

schmaliiltnbearbeitun
Umkopieren von Normalfilm auf
schmalfilm, doubeln von schmalfilm-

Kopiem entregnen verschrammte Filme.
Wir übernehmen «Nachregie«,Arrange-

Bildschnitt, Titelentwurf usw-

» Ausiiihrung durch 1. Fachleute

kostenanschlag bereitwilligst

Deut-esse- «l.icnthise- vie-ist

serlln W35, Polstlanter strace 41
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